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Einleittmgswort. 

In den Verhandlungen der Internationalen KriminalUtischen 
Vereinigung .Landesgruppe Deutsches Beich' zu Bremen teilte 
der Vertreter des Reichajustizamtes Geheimer Oberregierungerat 
Dr. von Tischendorf jüngst (April 1902) mit, daß man an die 
.Vorbereitungen zu den Vorbereitungen* eines neuen Strafgesetz- 
buches im Reichsjustizamte herangetreten sei. Zwar wird noch 
manches Jahr vergehen, bis es möglich sein wird, aus dem 
Stadium der Vorbereitung zu einem Entwürfe und dann zur Voll- 
endung des Werkes durchzudringen. Das erst« Signal ist aber 
gegeben; und nun heißt ee ,alle Mann an Deck!" Es wird ein 
heißes Mühen werden, ein Mühen und ein Kämpfen. Sagt man 
doch, daß zwei Weltanschauungen gegen einander ständen in 
dem Ringen um die Ausgestaltung des deutschen Strafgesetzbuchs, 
Das Ringen ist kein bloßer Schulmeinungen-Eampf. Es handelt 
sich bei dem Kampfe der jungen .Straferfahrungswissen- 
schaft' mit der „klassischen Vergeltungelehre" um eminent 
praktische Dinge. Das Unternehmen, die widerstreitenden Mei- 
nungen zu TersOfanen oder zu vermitteln, wird nicht überall ge- 
lingen, wenn auch vielleicht mancher Streitpunkt sich bei sach- 
licher Gesinnung und bei gutem Willen aus der Welt schaffen 
lässt. Auf alle Fälle dürfte es der Verständigung und Vereinigung, 
sowie der Förderung des großen Werkes nützlich sein, wenn die 
gegen einander stehenden Anschauungen zuerst klipp und klar 
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feststellen, was sie von der Strafe halten, und was sia mit ihr 
erreichen wollen. Ich würde es kriminalpolitisch nicht fiir richtig 
halten, das „strafen" zunächst als etwas Selbstveratfindliches und 
Gegebenes anzusehen, sich über die Ausgestaltung der Strafen und 
Qber das, was gestraft werden soll, zu unterhalten und dann erst 
am Schlüsse oder auch gar nicht die Frage aufzuwerfen, was 
man mit der Strafe erreichen will. Jede Staatst&tigkeit muß klar 
ein Ziel anstreben. Und bei diesem Streben mu& man sich auf 
Grund von Erfahrung und Beobachtung eine Vorstellung Qber den 
Verlauf des Wirkens des anzuwendenden Mittels in der Richtung 
des erwartet«n Zieles machen. So muß es nach meinem Dafür- 
halten auch die Kriminalpolitik machen, wenn sie den Plan eines 
neuen Strafgesetzbuches in die Wirklichkeit umsetzen will. 

Ein neues Strafgesetzbuch ist eine Angelegenheit, die das 
ganze Volk angeht. Die folgenden Erörterungen haben es sich 
zur Aufgabe gesetzt. Über die Ziele der Strafeinrichtung zu 
orientieren, sowie Anregung zu geben zum Nachdenken und Xacb- 
forschen über eine Reihe von Fragen, die bei der Abfassung des 
neuen Gesetzbuches zu bedenken und zu beantworten sind. Die 
Erörterung über den Zweck der Strafe im Abschnitt I, die 
Abschnitte III bis V, sowie der Schlu&abschnitt XXVI sind in 
der Hauptsache einem Vortrage entnommen, den ich am 17. April 
dieses Jahres zu Bremen vor der deutschen Landesgnippe der 
Internationalen Kriminalistischen Vereinigung gehalten habe. Der 
Vortrag betraf hauptsächlich die Erfolgs- und Versuchsfrage. Er 
wird demnächst in den Mitteilungen der Vereinigung zum Druck 
gelangen. 

Mit dem für den deutschen Juristeotag erstatteten Gutachten 
von Franz von Liszt treffe ich in den meisten Fragen zusammen. 
Namentlich freue ich mich der Übereinstimmung in der Erfolgs- 
und Versuchsfrage. Das Gutachten von van Calker ist erschienen, 
als meine Arbeit schon in Druck gegeben war. 
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I. 
Das Ziel der Strafe. 

Vergeltung, AbBchreckung das Publikums von Verbrechen, 
Abhaltung des Verbrechers vom Rückfall, das sind, kurz aus- 
gedrDckt, die bei der staatlichen Strafe verfolgten praktischen 
Ziele. Auch Vergeltung ist ein solch praktisches Ziel! £s gibt 
viele Leute, denen Vergeltung so notwendig dtinkt wie das täg- 
liche Brot. Etwas abstrakter klingt es, es ist aber hinreichend 
verständlich, wenn ausser den genannten Zielen die Aufrecht- 
haltung der Rechtsordnung, die Bewährung des staatlichen An- 
spruches auf Gehorsam, die Beugung des Rechtsbrechers unter 
das Recht als Ziel der Strafe bezeichnet werden. Viele streben 
die sämtlichen genannten Zwecke an und erwarten von der Straf- 
tätigkeit die Forderung der Zwecke. Die einen glauben, dass die 
angemessene Vergeltung, die Aufrechthaltung des Gesetzes u. s. w. 
auch abschreckend auf das Publikum wirken und zur Rückfalls- 
verhütung dienlich sein könne. Umgekehrt suchen viele Anbänger 
des Abschreckungsgedankens und der RUckfallverhiltung die Strafe 
so auszugestalten, d&ä sie auch Vergeltung wirkt, die Rechts- 
ordnung aufrecht erhält u. s. w. Man ist sich bei dieser Ver- 
bindung von Strafzielen freilich nicht Überall klar, wie die — zum 
Teil einander widerstrebenden Ziele durch das nämliche 
Mittel erreicht werden sollen. Die Vergeltung heischt rücksichts- 
los Strafe; die RückfallsverhUtung kann vielfach ein vorläufiges 
und vielfach ein definitives Äbstandnehmen von der Strafe nötig 
haben. Die Vergeltung begnügt sich vielfach mit kleiner Strafe, 
wo die ROckfallsverbQtung langzeitige Behandlung verlangt. 

Ich will mit der Strafe den Menschen vor dem Menschen 
bewahren; ich will Schaden verhüten, den der eine Mensch dem 
anderen tun kann; und ich will, in bescheidenem Ma&e, mit der 
Strafe die Menschen dazu bringen, da& sie ihre Pfiichten gegen 
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das GemeinweBen erfüllen, und da& sie von äen ihrer Obhut An- 
vertrauten Schaden abwenden. Das will ich in der Weise er- 
reichen, daß ich auf die Böswilligen und Leidenschaftlichen ein* 
wirke, auf die Ungehorsamen und Nachlässigen, auf die Heninter- 
gekommeoen und Unbrauchbaren, auf jede dieser Gruppen in 
ihrer Art, ja soweit 68 ausführbar — verständige Qeßlngnisleiter 
kennen da viel tun — auf jeden einzelnen in seiner Art. 
Von dieser Einwirkung, wenn sie verständig auf Orund der Er- 
fahrung ausgedacht und ausgeführt wird, verspreche ich mir eine 
Minderung des Rückfalls, und ich verspreche mir eine abhaltende 
Einwirkung auf das ganze Publikum, eine fortschreitende Ver- 
minderung der Verbrechen überhaupt. 

Die Einwirkung auf das Publikum kann ich nach der Er- 
fahrung vermuten, erhoffen, erwarten. Von Augenblickswirkungen 
abgesehen, kann ich sie aber nicht beobachten, nicht berechnen, 
nicht zielbewu&t beeinflussen. Beobachten und beeinflussen kann 
ich die Wirkung der Strafe am Bestraften. „Combattre la r6cidive 
c'est la Solution de la question p^nitentiaire" wurde treffend auf 
einem der Ge^ngniskongresse geäußert. Die Bewahrung vor 
Rückfall muß das anzustrebende Ziel der Strafe sein. Wir 
müssen die Verbrecher unschädlich machen; oder wir 
müssen sie sozial erträglich machen; — soziale Brauch- 
barkeit hervorzubringen, das ist das h5chste Ziel der 
staatlichen Strafe. Tun wir das in verständiger Weise, so 
dürfen wir nach Beobachtung und Erfahrung auch erwarten, auf 
andere einzuwirken. Wir dürfen erwarten , verbrecherische 
Neigungen im Publikum zu überwinden, das Ansehen und damit 
die Wirksamkeit der Normen zu verstärken. Wir dürfen Normen- 
gehorsam und Gehorsamsgewöhnung erwarten, ohne daß wir die 
in ihrem Verlaufe unkontrollierbare Einwirkung auf das Publikum 
zum unmittelbaren Ziel der staatlichen Strafe machen. Wenn die 
Abschreckungstheorie nicht eine Anleihe bei der Vergeltungs- 
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lehre macht, indem sie den Verurteilten darauf verweiBt, er habe 
es nicht anders verdient, so treibt die Abschreckungstheorie in 
konsequenter Entwickelung zu der Anrede Wallensteins an den 
seine Unschuld beteuernden Soldaten: ,,So hänge man dich 
unschuldig, desto gewisser wird der Schuldige zittern."*) 

Die strafende Einwirkung auf die Verbrecher bewirkt bei 
vergeltungsbedUrftigen Naturen das GefUhl der Befriedigung. 
Seit Jahrtausenden galt diese Befriedigung als das erste und vor- 
nehmste Ziel der staatlichen Straftätigkeit. Der Vortrag, den 
Professor Birkmeyer zu Anfang des Jahres 1901 in der 
juristischen Gesellschaft zu München hielt: „Gedanken zur bevor- 
stehenden Reform der deutschen Strafgesetzgebung" hat als ersten 
Leitsatz aufgestellt : „Die Bestrafung begangener Verbrechen hat 
nach dem Grundsätze gerechter Vergeltung zu erfolgen." Ge- 
recht — ja! Zur Vergeltung! — nein, dreimal nein! 

Aufgewachsen bin auch ich mit dem Vergeltungsgedanken. 
Meine Breslauer Rektoratsrede hat ihm noch Rechnung ge- 
tragen. Das VergeltungsbedUrfnis war Qberwunden, als ich 
11 Jahre später die Bonner Rektoratsrede hielt. Der Abschluß 
meiner strafrechtlichen Grundanschauung hat sich bald nach der 
ersten Rade, im Soramersemester 1887 vollzogen. Gerechtigkeit 
ist noch heute meine Göttin. Mein ganzes Sein bäumt sich auf 
gegen Strafe, die im Gesetze keinen Halt hat, und gegen Strafe, 
die unnötig ist. Aber ich suche nicht mehr Ausgleichung oder 
Vergeltung für das Verbrechen mit der staatlichen Strafe. 

Ich suche sie nicht, weil die Vergeltungsstrafe die Be- 
dingungen meines Daseins und meines Wohlergehens nicht erhobt. 
Das freilich ist Empfindungssache. Wenn andere versichern, da& 
sie ea mit Befriedigung erfüllt, wenn sie das Haupt des Mörders 
in den Sack fallen sehen, so muß ich ihnen glauben. 

*) Schiller. Geschieht« de« dreiMgj&hrigea Krieges. (Ausgftbe in 12 
Banden.) Stuttgart. Cotta. Bd. 9 S. 388. 
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Ich suche aber Ausgleichung und Vergeltung auch 
deshalb nicht, weil ich auf Grund von Erfahrung und Be- 
obachtung überzeugt bin, daß ich sie nicht finden kann. 

Vergelten ist Wert mit Gleichwert, Unwert mit Gleichunwert 
aufwiegen. Das ist nur möglich, wenn entweder Gleichartiges 
mit einander verglichen wird, Gold mit Gold, Silber mit Silber, 
Leben mit Leben, Daumen mit Daumen, Schande mit Schande; 
oder wenn ein dritter Wert, ein Ma&stab feststeht, mit dem 
die aufzuwiegenden Werte oder Unwerte verglichen werden, nach 
dem sie veranschlagt werden können. Die rohe Tradition vergilt 
Gleiches mit Gleichem, Leben mit Leben, Blut mit Blut, Zahn um 
Zahn. Das naive germanische Mittelalter schätzte den Mann in 
Geld ein. Wer den Mann getötet, der mußte dessen Wergeid 
zahlen, 200 Dukaten, 160 Dukaten u. s. w. Und wer einem 
andern ein Glied gebrochen, der musste den Wert des Gliedes 
gelten. Wir gleichen noch Leben mit Leben, Blut mit Blut. 
Aber wie gleichen wir sonst aus, wie gelten wir sonst? Wir 
schlagen Gewalt und List, Unzucht und Schmähsucht, Ungehorsam 
und Leichtsinn in Freiheit, Geld und Ehre an. Und nach welchem 
Maßstab machen wir die Gleichung? Am nächsten kommen wir 
der Vergeltung, wenn wir ehrlose Gesinnung mit Ehrverlust 
treffen. Aber wenn wir Gewalt und List, Unzucht und Schmäh- 
sucht, Ungehorsam und Leichtsinn in Freiheit und Geld ver- 
anschlagen, so ist das eine Erwiderung, bei welcher der Maßstab 
fehlt, eine Erwiderung, bei welcher eine treffende Empfindung ein 
Zutallswerk verrichtet. Die Empfindung und die Erwiderung ist 
im Süden anders als im Xorden, im Westen anders als im Osten, 
anders auf dem Lande als in den Städten. Die erste Schöffen- 
abteilung empfindet und erwidert anders als die zweite, die erste 
Strafkammer anders als die zweite. Trotz dieser Maß- 
verschiedenheiten heisst das Ganze: ausgleichende Ge- 
rechtigkeit!!! 
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Wir können nicht vergelten, weil wir den Anteil nicht 
mOBBen können, den der einzelne an seinen Taten hat. Die 
Ergebnisse der jungen Krimin&lstatistik müssen mit grosser 
Zurückhaltung und Vorsicht aufgenommen werden. Ich darf 
hoffen, dafi man mir diese Zurückhaltung und Vorsicht nicht ab- 
spricht. Trotzdem stimme ich auf Grund der statistischen Ei^ 
gebnisse der Behauptung zu, daß die Keime der Verbrechen zu 
einem großen Teile au&erfaalb der Verbrecher liegen. Der 
Schnaps, mit dem der Vater oder Oro&vater sein Blut vergiftet 
und seine Nerven zerrüttet hat, g^ im Totschlag, in der Not- ' 
zucht fort, die der Sohn oder Enkel verübj>. Der Vater des 
Attentäters Weiland und die beiden mütterlichen Großeltern waren 
dem Trünke ergeben. In einem heftigen Anfalle von Epilepsie 
hat Weiland den unsinnigen Wurf getan. Daß der Alkohol- 
mißbrauch über das Individuum hinaus auf die Nachkommenschaft 
unheilvoll einwirken kann, das ist eine nicht mehr bestrittene Tat- 
sache.*) Aber wie groß der Anteil ist, den die Sünden der 
Väter an den Verbrechen der Kinder haben, das wissen wir 
nicht. In absehbarer Zeit werden wir nicht im stände sein, die 
individuellen Keime der Verbrechen gegenüber den andern, 
namentlich den sozialen zu messen. Ich vermute, daß wir es 
nie im stände sein werden. So lange wir aber nicht messen 
können, so lange können wir auch nicht gerecht vergelten. 

Nicht bloß den Schuldanteil können wir nicht messend fest- 
stellen. Wir können auch das Strafübel nicht wiegen, das 
— äußerlich gleich — den einen schwer, den andern 
leicht trifft. Der Städter, den man aus dem Hinterhaus oder 
aus der Kellerwohnung ins Zuchthaus schickt, ist — ich will nicht 



*) Vgl. Aschaffenbnrg, Alkoholgennfi a. Verbrechen. Zeitachr. f. d 
ges. Strafrechtswisaenschaft. Bd. 20 {1900) S. 80 ff. A. Delbrück, Hygiene 
des AlkoholiemiiB. (Besonderer Abdruck toa dem Htmdb. der Hygiene von Weyt) 

Jena 1901 S. 4S. 
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sagen immun gegenüber der Zuclithausluft , aber er jet darauf 
vorbereitet; ja das Zuchthaus wird manchem Städter günstigere 
Existenzbedingungen bieten, als die Wohn- und Schlafräume, die 
er als freier Mensch finden kann. Der Bauer, der Holzknecht, 
der FlQßer, den ein Messerstich ins Zuchthaus geführt hat, ist 
mit verhängnisvoller Wahrscheinlichkeit dem Tuberkelbazillus 
verfallen, wenn er aus der frischen Luft seiner Freiheit in den 
Arbeitssaal des Zuchthauses verbracht wird. Es ist Zufallswerk, 
wenn wir den Schuldanteil in der Strafe richtig treffen; es ist 
Zufaltswerk, wenn wir zu hoch oder zu nieder greifen. Zufalls- 
werk soll aber nicht das Ziel der Staatstätigkeit sein. 

Ich halte den Qlauben der Menschen, daß sie mit 
der Strafrechtspflege vergeltende Gerechtigkeit üben, 
für eine Selbsttäuschung, an der ich nicht teilnehmen 
möchte. 

Trotz dieser Ablehnung kann man von dem Glauben an Ver- 
geltung erfüllt sein. Gläubige Seelen erwarten die Vergeltung im 
Jenseits. Nach dem Kausalitätsgesetze rächen sich Torheiten und 
Verkehrtheiten schon im diesseitigen Leben. Und für fein 
Empfindende aller Volkskreise ist das Gewissen der un- 
erbittliche Richter der nahen und fernen Vergangenheit 
ihres Lebens. 

Unverhohlen bekenne ich sodann, da£ mich ein Gefühl der 
Beruhigung und Befriedigung überkömmt, wenn ich lese oder 
höre, da& ein Mörder, ein Räuber, ein Fälscher oder Einbrecher 
gefaßt worden, daß die Zuchthaustüre sich hinter ihm geschlossen 
hat. Es ist das Gefühl der Sicherheit, es ist das Gefühl, daß 
Ordnung im Lande. 

Mich bedünkt, daß ich da bei einem Punkte angelangt bin, 
wo die Verständigung zwischen der Vergeltungslehre 
und der Straferfahrungswissenschaft einsetzen kann. 

Das Ziel aber, das ich anstrebe, wenn ich die Grundsätze 
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fQr eine Strafrechtsform erOrtere, das ist: Verminderung der 
Verbreclien durch Einwirkung auf die Verbrecher. 

IL 

Die Gesetzgebongsarbeit. 

Es ist an die Vorarbeiten zu den Vorarbeiten fUr ein neues 
Strafgeeetzbucb herangetreten worden. Es wäre ein mU&iges 
Unternehmen, sich in Kombinationen darüber zu ergehen, worin 
die Vorarbeiten zu den Vorarbeiten bestehen. Es liegt mir auch 
völlig ferne, Vorschläge in dieser Beziehung zu machen oder Rat 
erteilen zu wollen. Wer aber in fast ßlnfzig Jahren die deutsche 
Rechtsentwickelung verfolgt hat, der darf es wagen, seine Ge- 
danken Über die Arbeiten fUr das neue Gesetzbuch und über das 
Zustandekommen desselben zu äußern. 

Das neue Strafgesetzbuch für den Kanton Neuenburg, das 
dem hervorragenden Schweizer Juristen August Cornaz haupt- 
sächlich verdankt wird, beginnt mit einer Kundgabe Qber das 
Wesen des Verbrechens und Über den Zweck der Strafe. Artikel 1 : 
„Le dälit est une violation des devoirs impos^s par la loi dans 
l'interät de l'ordre social. 

La peine est inäig^e au coupable dans le but d'assurer 
l'autorit^ de la loi, de pr^server la Sociätä par l'intimidation 
qu'elle produit et de prövenir une rechute par la r^forme du con- 
damn^. 

La r^forme morale des d^tenus est l'objet prin- 
cipal de la discipline p^nitentiaire." 

Zu den legislatorischen Gepflogenheiten der neueren Zeit 
gehört es nicht, solche Programmaufstellungen oder Zweckfest- 
setzungen in das Gesetz aufzunehmen. Die maßgebenden Per- 
sonen werden aber nicht darum herum kommen, selbst zum 
Zwecke der Strafeinrichtung Stellung zu nehmen und denen, die 
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mit der Vorbereitnng des Gesetzbuches betraut werden, Weisung 
zugehen zu lassen. Dos Gesetzbuch wird auf irgend eine Weise 
klar zum Ausdruck bringen müssen, was es erwartet, und was 
es wiU. Dieses Wollen muß das Gesetzbuch durchdringen and 
erfüllen. Aus einer Menschenseele muß es fließen. Einer muß 
es machen. Der eine braucht ein Bureau, einen Generalstab von 
Hilfskräften, namentlich fQr die rechtsvergleichenden und Air die 
kriminalstatistiechen Vorarbeiten. Aber die Verteilung und Leitung 
dieser Arbeiten muß in einer Hand sein. Die Ausarbeitung 
der einzelnen Bestandteile kann ohne Schaden von mehreren 
gleichzeitig unternommen werden, damit das Werk rascher ge- 
fördert, und jeder Stoff von dem besonders Fachkundigen 
bearbeitet werde. Die Einordnung und die Einarbeitung der Teile 
in das Ganze muß wieder aus einer Menschenseele herauskommen. 

Ist ein Vorentwurf zum Abschluß gebracht , so muß er sich 
in die OfTentlichkeit wagen, und er muß die gelehrte und unge- 
lehrte Kritik Uber>sich ergehen lassen. Jeder der glaubt, etwas 
sagen zu können, muß zum Wort kommen. Die Bibliothekare 
werden viel Arbeit haben, um die Schriften alle zu katalogisieren. 
Der Ver&seer des Entwurfes und sein Generalstab werden heraus- 
schälen müssen, was der Erwägung wert. Dann wird eine Kom- 
mission zu berufen sein aus Sachverständigen. Dazu gehören vor 
allem erfahrene Ge&ignisbeamte. Kein Kundiger wird im Zweifel 
sein, an wen ich dabei zuerst denke. Zu den Sachverständigen 
gehören Ärzte und juristische Praktiker aller Tätigkeiten, Staats- 
und Rechtsanwälte, Unter- und Oberrichter. Vielleicht wagt man 
es diesmal auch mit einem Rechtalehrer ! Bei der Bildung der 
Kommission zur Vorprüfung des Entwurfes für das jetzt geltende 
Strafgesetzbuch glaubte man diese Bilfe entbehren zu können. 

Es ist selbstverständlich, daß die Mehrheit der Kommis- 
sion nicht aus Gegnern der Grundtendenz des Entwurfes bestehen 
darf. Wohl aber sollten die Gegner in der Kommission zum Worte 
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kommen. Sie werden im stände sein, Schwächen des Entwurfes 
aufzudecken und Übertreibungen zu verhindern. Wie Überall, wo 
man der Wahrheit auf den Grund kommen wü), der Rede und 
Gegenrede Gehör gegeben wird , so muß es auch hier gehalten 
werden, wenn ein neues Gesetz erstehen soll. 

Der Bundesrat, welcher die ersten Direktiven zu geben hatte, 
auf Grund welcher der Verfasser des Entwurfes zu wählen war, 
wird bei der Prüfung des Eommissionsentwurfes kaum Erhebliches 
zu ändern haben. ' 

Bis dahin werden die Arbeiten voraussichtlich einen glatten 
Verlauf nehmen. Mit der Vorlage an den Eeichstag gehen aber 
die Gefahren an. Das Strafgesetzbuch darf nicht der 
Gegenstand der Partei kämpfe und des politischen 
Handels werden! Ist die Mehrheit mit dem Grundton nicht 
einverstanden, auf den der Entwurf abgestimmt ist, dann lehne 
sie den Entwurf ohne lange Verhandlungen abl Es wird auch 
ohne ein neues Strafgesetzbuch noch einige Zeit gehen, besonders 
wenn die Strafvollstreckung in so guten Händen ist, wie das jetzt 
der Fall. Und ich hoffe und glaube, daß ein Reichstag kommen 
wird, mit dem ein neues, aus einem Gusse stammendes Gesetz- 
buch vereinbart werden kann. Ein neues Strafgesetzbuch 
ist heute keine nationale Aufgabe mehr, es ist eine 
internationale Aufgabe geworden. Deutschland soll 
bei der Lßsung der Aufgabe vorangehen! 

HI. 

Gesetzliche Strafschranken. 

Es wäre das idealste, wenn die Strafpflege in jedem ein- 
zelnen Falle über die StrafbedUrftigkeit des Täters entscheiden 
und bejahenden Falles, wie die ärztliche Kunst, dasjenige Mittel 
anwenden könnte , das ihr als das heilsamste schiene. Es fehlt 
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in der Geschichte nicht an ßeispielen solcher Strafpflege. Nur 
war eie dann keine Rechtspflege mehr. Di« Gefahren, die aus 
einer solchen Freiheit der Strafpflege erwüchsen , wären grdfier, 
als die aus den Verbrechen kommenden. 

Dem Kranken, dem Leidenden steht der Arzt nie als Gegner 
gegenüber, sondern er steht als Helfer bei ihm. Die Rück- 
sicht auf das Gemeinwohl nOtigt den Arzt zu einzelnen Maß- 
regeln, die dem Patienten fatal sind, — Yerbringung in ein 
Choleraspital, in eine Beobachtnngsstation — ; die Grundtendenz 
der ärztlichen Tätigkeit ist die Fürsorge für den Patienten. Als 
Teil des vom Verbrecher bedrohten Publikums steht aber der 
Staatsanwalt, der Richter, der Tollstreckungsbeamte gegen den 
Verbrecher. Die Stellung kann sich unbewuM verschärfen, wenn 
das vorgeworfene Verbrechen eine Beziehung hat zu den Tagee- 
kämpfen um die politische oder kirchliche Macht, zu den Kämpfen 
um die Verteilung der wirtschaftlichen Güter. Ohne sich dessen 
bewußt zu sein, können Ankläger und Richter gegen den An- 
geklagten voreingenommen sein, so daß ihre Amtstätigkeit leidet, 
wenn das ruhig abwägende Gesetz nicht ein Ziel setzt. Umge- 
kehrt, wenn auch seltener, besteht die Möglichkeit, daß die in 
dem Verbrechen zur Erscheinung gelangten Bestrebungen des 
Angeklagten die Sympathie von Ankläger und Richter haben. Um 
da Unzuträglichkeiteo und Schädlichkeiten zu vermeiden, ist eine 
Festlegung der strafbaren Tatbestände in den Gesetzen (ohne 
Gesetz keine Strafe), sowie die Bestimmung einer oberen 
Strafgrenze, selbst auf die Gefahr hin nötig, daß dadurch die im 
einzelnen Falle angezeigte Strafhehandlung unerreichbar wird. 
Zur Bestimmung einer Untergrenze wird nur in den extremsten 
Fällen eine Veranlassung bestehen.^ 

Solche feetiegüng der Tatbestände und Strafgrenzen nötigt 
die ßechtspflege und als deren Führerin die Rechtslehre in 
Schrift und Wort zu logischer Arbeit, deren rücksichtslosen Er- 
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gebnisse uns Juristen, zum Teil ohne unser Verschulden, bei dem 
Publikum in Mißkredit gebracht haben. Indem wir aber das 
Werk der Rechtslogik verrichten, geben wir der Strafbehandlung 
den Charakter der Rechtsbehandlung und sichern sie dadurch 
vor der Gefahr der WUlkQr und vor dem Verdachte der 
WillkQr, das eine so bedenklich ftlr die Rechtspflege, wie das 
andere. An dem Rechtscharakter der Strafe muä man 
festhalten. Die Beseitigung der Obergrenzen der Strafen würde 
ich fttr bedenklich erachten. 



IV. 

Der aUgemeine und der besondere Teil des Gesetz- 
bachs bei der Gesetzgebnngsarbeit. 

In früheren Jahrhunderten begannen Gesetze and deren Be- 
arbeitungen entweder sofort oder nach ein paar dUrfÜgen ein- 
leitenden Bestimmungen oder Erörterungen mit einzelnen Ver- 
brechen und deren Bestrafung. Seit dem 18. Jahrhundert ist es 
Brauch geworden, einen allgemeinen Teil vorauszaschicken und 
in diesem Bestimmungen zu treffen, die entweder für alle Ver- 
brechen oder doch für eine grö&ere Gruppe derselben Geltung 
haben. Der allgemeine Teil wurde auch benützt, um in demselben 
BegrifEsentwickelungen unterzabringen, welche fQr das ganze Straf- 
recht oder doch für das Gesetzbuch, in dem sie enthalten sind, 
Kraft haben. 

Die Voranstellung eines allgemeinen Teiles hat den Vorteil, 
daß der von den einzelnen Verbrechen 'handelnde Teil kUrzer 
abgefaßt werden kann, indem die wiederkehrenden Rechtege- 
danken und Begriffe nur einmal, und zwar in allgemeiner Fassung 
erscheinen. Auch wird die Gefahr von Gesetzeslücken dadurch 
vermindert. Im vorigen Jahrhundert, besonders in der zweiten 
Hälfte desselben, ist aber Übertreibung in die Pflege des alt- 
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gemeinen Teiles gekommen. Der allgemeine Teil liat — namentlich 
in der wiBsenschaftlicben Behandlung — die Behandlung der ein- 
zelnen Verbrechen und deren Bestrafung zur Seite gedrängt. 
Dadurch ist die Ge&hr nahe gerOckt vorden, da£ der allgemeine 
Teil Bestimmungen und Begriffsentwickelungen erhält, deren Trag- 
weite fQr di« einzelnen Verbrechen nicht genügend erwogen ist- 
Und daraus ergibt sieh dann, wie unsere Judikatur und Literatur 
ersehen lä&t, der Anlaß zu zahlreichen Kontroversen. Der all- 
gemeine Teil soll die Ergänzung des speziellen, und 
nicht der spezielle die Entwickelung des allgemeinen 
sein. 

Daraus ziehe ich für die Oeaetzgebungsarbeiten eine Folge- 
rung. Man wird es nicht vermeiden können, sich Ober einige 
Grundfragen schlüssig zu machen, bevor man die einzelnen 
Tatbestände begrenzt und deren Strafen bestimmt. Dahin gehOrt 
außer der Frage Über den Zweck des Strafens (siehe oben I) die 
Frage der Zurechnungsßlhigkeit, die Altersfrage und die Frage 
der geminderten Zurechnungsföhigkeit. Zu den Grund&agen ge- 
hört die Gliederung der Straftaten — Dreiteilung, Zweiteilung? 
Damit zusammenhängend die Frage nach dem Umfang des Ge- 
setzbuches. Da die Lösung dieser Frage fUr die Anlage des 
Gesetzbuches von Bedeutung ist, so halte ich ee für zweckmäßig, 
sie an erster Stelle in Angriff zu nehmen. Zu den Grundfragen 
reebne ich die Erfolgshaftung und die Behandlung des fehl- 
geschlagenen und des unterbrochenen Verbrecheos (des Versuchs), 
sowie der Teilnahme. Man wird sich Über die Strafen, die zur 
Anwendung kommen sollen, im allgemeinen schlüssig machen und 
zur Rüekfallsfrage Stellung nehmen müssen. 

Ich halte es für angemessen, selbst im Stadium der Vor- 
arbeiten diese gesetzgeberischen Grundgedanken in Gesetzesform 
auszugestalten. Indem man sie auf ihre Faßbarkeit prüft, prüft 
man sie auf ihre Klarheit. Die definitive Gestaltung, sowie 
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die Ausarbeitung des aUgemeinen Teiles überhaupt wird aber nach 
meinem Erachten besser vorbehalten , bis der erste Entwurf der 
Abschnitte Über die einzelnen Verbrechen und deren Bestrafung 
ausgearbeitet iet. 

V. 

Die Prüfong von GesetzeSTOrschlägen - durch Formn- 
liernng von Fragen an die Geschwomen. 

Neue Oesetzesvorschriften sollten vor ihrer Einführung ins 
Rechtsleben auch auf die Anwendung im Prozesse geprüft werden. 
Das tut man, indem man sie zum Ausgangspunkte von Frage- 
stellungen macht. 

Im Prozeß mfissen auf Grund der Bestimmungen, welche der 
Anklage zu Grunde liegen, Fragen gestellt werden, mag der 
Fall vor dem Schwurgericht oder vor einem Schöffengericht oder 
vor der Strafkammer verhandelt werden. In allen Füllen muß 
der Torsitzende, wenn er Klarheit in die Beratung und Abstim- 
mung bringen will, den Tatbestand in Fragen unterbringen, die 
er entweder den Geschworenen schriftlich vorlegt oder seinen 
Beisitzern mündlich stellt. Durch Aufnahme verwickelter Tatbe- 
stände in die Form von Fragen nach Art des jetzigen Schwur- 
gerichtsprozesses wird die Fragestellung nicht selten so umständ- 
lich, daß selbst der geschulte Jurist, geschweige denn der Ge- 
schworene Uühe hat, sich zurecht zu finden. Man vermeidet diese 
Gefahr oder mindert sie wesentlich, wenn man den Fragen eine 
kurz und lichtvoll gehaltene Geschichtserzählung voranstellt, die 
sich dem Ergebnisse der Hauptverhandlung anpaßt und in der 
das Bestrittene und Unbestrittene ersichtlich gemacht wird. Dieser 
Geschichtserzählung läßt man dann die kurz und nunmehr leicht 
verständlich den Gesetzesworten angepaßten Fragen folgen: Diese 
Probe, die allerdings bei vielen Gesetzesbestimmungen für mehrere 
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Tatbestände gemacht werden muß, wird dann ergeben, ob der 
Gesetzesvorschlag aus^hrbar ist. Ich habe die Probe oft gemacht 
und auf Qrund ihres Ergebnisses Änderungen an den von mir 
geformten Oesetzesparagraphen angebracht. In den Anlagen zu 
meinem Bremer Vortrage habe ich einige Beispiele solcher Frage- 
stellungen gebracht. 

VI. 

Die Frage der Strafbarkeit. 

Was soll überhaupt gestraft werden? 

Wie der Krieg das äu&erste Mittel ist, mit welchem die 
Staaten ihren Willen gegen einen andern Staat durchzusetzen 
suchen, so soll die Strafe nur das äußerste Mittel sein, mit wel- 
chem der Staat seinen Willen gegenüber der Unbotmä&igkeit des 
einzelnen durchsetzt. Wenn man ohne Strafe auskommen 
kann, so soll man nicht strafen! 

In einer durch lebhaften und langanhaltenden Beifall aus- 
gezeichneten Rede hat Professor Lammasch im Osterreichischen 
Herrenhaus am 31. Mai 1902 dargelegt,*) daß das Osterreichi- 
sche Strafrecht in zahlreichen Beziehungen der Ergänzung 
bedarf. Beieben doch die Grundsätze , auf denen das heute in 
Österreich geltende Strafgesetzbuch von 1852 aufgebaut ist, auf 
das Strafgesetzbuch von 1803 zurück. Für den deutschen 
Strafgesetzgeber wird die Ergänzung des bestehenden Straf- 
rechts keine Sorge bilden. Der deutsche Gesetzgeber wird 
nicht auf neue Strafbarkeiten Bedacht zu nehmen, 
sondern eine Minderung der bestehenden zu erwägen 
haben. Die Antwort auf die gestellte Frage muß zwischen 
dem Überlieferten, eisernen Bestand der Strafgesetze und der 

*) Stenographisches Protokoll Herrenhaus. XTII. Sesaion. 24. Sitcnng am 
31. Mai 1902 S. 497. 
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variablen Masse von Zeit- und Gelegenfaeitsstrafgeaetzen anter- 
acheiden. 

Es gibt zahlreiche Tatbestände , deren Strafbedrohung nach 
unserer ganzen Kulturentwickelung nicht zweifelhaft sein kann. 
Es ist selbstverständlich, daß die vorsätzliche Tötung, Mißhand- 
lung und Freiheitsberaubung, daß N'otzucht, Blutschande nnd Miß- 
brauch von Kindern, Verleumdung und wissentlich falsche Be- 
schuldigung, Meineid und Fälschung, Diebstahl, Unterschlagung, 
Betrug, Raub, Erpressung, Hochverrat, Landesverrat und Verrat 
militärischer Oeheimnisse, Oewalt gegen gesetzgebende Versamm- 
lungen und die Obrigkeit, sowie Dutzende, ja Hunderte von son- 
stigen AngrifTen auf andere Personen, oder auf die Qrundlagen 
unseres gesellschaftlichen und staatlichen I^ebens nach wie vor 
mit Strafe bedroht werden mUssen. Der Inhalt des besonderen 
Teiles des Strafgesetzbuches wird in der Hauptsache — nicht 
allen Bestimmungen möchte ich das Wort reden — in das neue 
Gesetzbuch herQber zu nehmen sein. Es wird nur in Frage kommen, 
ob nicht einzelne Tatbestände angesichts der Kontroversen, denen 
das bestehende Recht begegnet ist, klarer als bisher abgegrenzt, 
vielleicht auch einzelne der gebrauchten Begriffe bestimmt 
werden sollten. So halte ich es fUr unerläßlich, daß das Straf- 
gesetzbuch sagt, was es unter einer Ur kunde ver steht. Die jetzige 
Unsicherheit ist unerträglich. Keinem. Plenarerkenntnis des Reichs- 
gerichts, keinem Buche, keinem Aufsätze, keiner Dissertation wird 
es gelingen, eine Begrenzung des Urkundenbegriffes auf Orund 
des jetzigen % 267 aufzustellen, welche die allgemeine Billigung 
erlangt. Das Strafgesetzbuch wird sagen müssen, ob es unter C^ C^ 
, Vor teil' nur einen vermögensrechtlichen Vorteil oder jede andre ■ 
Verbesserung der Lebenslage verstehe. Sogar die Gunst einer 
Frau ist als „Vort eil" i m Sinne des Strafgesetzbuches erklärt 
worden. — Wenn das Gesetz die Beleidigung öffentlich gestraft -^ ^ 
wissen will, so muß es eine A ndeutung geben, was e s unter Be- " 

Senrrcrt, Dr. Hem»i.n. Ein nsiHa 8tnfi(«HUbucb. 2 
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leidigung versteht. Jetzt Überläßt das Qesetz, soweit es sich 
nicht um 'rätlichkeiten, üble Nachrede und Verleumdung handelt, 
die Annahme einer Beleidigung dem Ermessen und Empfinden der 
ITrteiler, ein Ermessen und Smpfinden, das bei den verschiedenen 
TJrteilern ein recht verschiedenes sein kann uud wirklich ist. Die 
Frage, ob eine Beleidigung, ein Betrug und andere Vergehen durch 
Unterlassung begangen werden kennen, wird bei den einzelnen 
Vergehen erwogen werden müssen. Ich halte Bestimmungen über 
die Unterlassungsvergehen für unerläßlich; aber eine allgemeine 
Bestimmung, wie sie Art. 5 des Bayerischen Strafgesetzbuches von 

[- 1861 enthielt: .Die Vorschriften dieses Gesetzbuches Ober straf- 
bare Handlungen finden auch Anwendung a uf strafbare _Bji]^fc- 
lassungen", erschein t mir als unüberleg t und als hOchst bedenklich. 
Und für durchaus unzulässig halte ich es, in das gelt ende Recht, 
das keine solche Bestimmung hat, den allgemeinen Oedanken hin- 
typ^'' einzutragen, die Unterlassung stehe der Handlung gleich, wenn 

eine Rechtspfiicht zum Handeln da war. — Das Gesetz wird zu 
sagen haben, da& unter grobem Unfug nur eine, die sogenannten 
äußren Si nne beläs tigende , in der Öffentlichkeit vorkommende 
Widerrechtlichkeit zu verstehen sei, nicht eine XuE erung, ü ber 
welche die Menschen sich ärgern oder beunruhigen. Bei ein- 
zelnen Tatbeständen^ wird zu erwägen sein , ob dabei Schuldaus- 
schlieäungs- oder Strafaufhebungsgründe Beachtung finden sollen, 
welche zur Zeit nicht anerkannt sind, so z. B. bei der Körper- 
C-^^ Verletzung de r Züch tigungseinwand des nicht im Eraiehnngsver- 
hältnisse zum GezUchtigten Stehenden, bei Diebst^I, Ünterschla- 
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gung. Betrug, Sachbeschädigung der Einwand der tätigen Eeue 
durch freiwillige Rückgabe oder Entschädigung. Es gibt noch viele 
Einzelheiten im geltenden Rechte, welche der Klärung und Besserung 
bedürfen. Der künftige Gesetzgeber wird darauf bedacht nehmen 
müssen, die zahllosen Kontroversen einzudämmen. Aber in der 
Hauptsache wird man den alten Stoff brauchen können. Ebenso 
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Strafbestimroungen in einer Reibe von sogeaanntea Nebengesetzen, 
Konkursordnung, Mahrungsmittelgesetz , VerratBgesetz , Sklaven- 
raubgesetz und andern, durch welche zweifellose Lücken des Straf- 
gesetzbuches ausgefüllt wurden. Aber es gibt auch eine ziemliche 
Anzahl von Strafgesetzen und auf Gesetz ruhenden Verordnungen, 
deren Daseinsberechtigung überhaupt oder in einzelnen ihrer Be- 
stimmungen angezweifelt werden kann. Bei Gelegenheit der Ab- 
fassung des Strafgesetzbuches wird aus einem nachher zu er- 
wähnenden Grunde die ganze sogenannte Nebenstrafpesetzgebung_ 
einer Durchsicht unterzogen werden müssen. Und ich hoffe und 
glaube , daS manches der Strafgeset ze wieder fa llen wir d , ganz 
oder zum Teil, welche die üppige Gesetzesproduktion der letzten 
Dezennien hervorgebracht hat. Die heutigen Strafbestimmungen 
Über die Sonntagsruhe enthalten nach meinem Urteile eine zu 
weit gehende Beschränkung der persönlichen Freiheit. Ich denke 
an das Gesetz über die Abzahlungsgeschäfte, an das Gesetz zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbew erbes, an den g 4 des Butter- 
gesetzes, ich denke aber auch an unsere W uchergesetzgebun g. 
Man wird sich bei diesen, wie bei vielen sonstigen mit Straf- 
drohung ausgerüsteten Gesetzen der neuen Ära die Frage vor- 
zulegen haben , ob das mit der Strafdrohung angestrebte Ziel 
durch die Anwendung des Strafgesetzes erreicht werde, und ob 
nicht das Ziel auf anderem Wege zu erreichen sei. Die Anwen- 
dung der Wucherstrafen z. B. steht in keinem Verhältnisse zu den 
Erwartungen, die man sich bei der zweimaligen Wuchergesetz- 
gebung in den Jahren 1880 und 1893 versprochen hat. Mit 98 
Verurteilungen wegen Wuchers setzte das Jahr 1882 ein. Im 
Jahre 1899 waren es nur mehr 31 Verurteilungen, während 59 
des Wuchers Angeklagte ^eigesprochen wurden. Was bedeutet 
der Eriminalapparat von 90 Untersuchungen uud 31 Verurteilungen 
gegenüber den zahllosen Geschäften des kleinen und gro&en Lebens, 
die auch ohne Vergril&erungsglas als wucherische erscheinen würden. 
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wenn man eie dfirauf untersuchte? Das Gesetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs führte 1896 zu 4 Verurteilungen, 
4 Freisprechungen und einer Einstellung. In 1897 wurden 79 
Personen verurteilt, 82 freigesprochen und 11 außer Verfolgung 
gesetzt; 1898 fanden 67 Verurteilungen. 66 Freisprechungen und 
8 Einstellungen statt ; 1899 : 59 Verurteilungen, 54 Freisprechungen 
und 10 Einstellungen. Wer einen Blick in den Wettbewerb des 
täglichen Lebens um die Gewinnung des Unterhalts und um die 
Gewinnung der Mittel zu einem behaglichen oder üppigen Leben 
tut, der wird sich sagen, daß die zur strafrechtlichen Verfolgung 
gebrachten Fälle einen verschwindenden und lotterieartig auege- 
hobenen Prozenteatz der Tatbestände ausmachen, die bei einer 
schärferen Auslegung des Gesetzes zum Gegenstand einer Verfol- 
gung gemacht werden könnten. Die Franzosen machen die Sache 
mit Gewährung einer Entschädigungsklage vor dem Zivitrichter 
ab. Ich bin der Meinung, daß auch wir damit auskommen könnten, 
und ich bin femer der Meinung, daß eine scharfe Handhabung 
der privatrechtlichen Gesetze Über den Wucher im Rahmen des 
Zivilprozesses größere Wirkung tun kann als einige Dutzend 
Verurteilungen durch den Strafrichter. Trotz der sonstigen Mei- 
nungsverschiedenheiten unter den Eriminalisten sind doch fast 
alle, die sich Über die Frage ausgesprochen haben, darüber einig, 
daß die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts Mißbrauch mit der 
Ausnützung der Strafeinricbtung getrieben hat. Die Anregung 
dazu ist weniger von den Staateleitungen, als von den politischen 
und wirtschaftlichen Parteien gegeben worden, die ihre Ziele mit 
dem einfach scheinenden Mittel der Strafdrohung zu erreichen 
suchten. Die künftige Gesetzgebung wird Zurückhaltung üben 
müssen. Wo die Abhilfe gegen wirkliche Mißstände des sozialen, 
namentlich wirtschaftlichen Lebens durch andere Mittel gewährt 
werden kann, wo namentlich die genossenschaftliche Vereinigung 
und im Falle der Schädigung und Geföhrdung wirtschafthcher. 
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berechtigter IntereBsen die privatrechtliche Yerbietungs- und 
EntBchädigungsklage helfen kann: da sollte der strafrechtliche 
Schutz versagt werden. Er scheint bequem ; er birgt aber in der 
Übertreibung soziale Gefahren in sich, zu denen namentlich die ^ 
QewOhnung an das Bestraftsein, die Abstumpfung gegen die €. -.^ 
S trafen gehfirt. Ich komme auf den zu Beginn dieses Abschnittes t ^ 
aufgestellten Satz zurück: der strafrechtliche Schutz sollte nur /-\'y' 
als änfierates Mittel einset zen, wo andere Mittel nicht m«hr zum *^/ \c^ 
Ziele fuhren. 



vn. 

Die Einteilnng der Straftaten. Strafgesetzbach. 

FoUzeistrafgesetzbuch. Nebengesetze. 

Jede Straftat enthält einen Ungehorsam gegen irgend eine 
Rechtsnorm, der Mord, die Kotzucht, der Diebstahl, wie die Unter- 
lassung der Dienstbotenmeldung, des Stra&enreinigens , des Maul- 
korbanlegens u. B. w. Schon das naive Empfinden macht aber 
Unterscheidungen, die nicht bloä Art und Ma& der Strafe betreffen. 
Man ktuin nicht die Schwurgerichte mit den kleinen Übertretungen 
des täglichen Lebens befassen. Es würde komisch wirken, wenn 
wegen Übertretung der Polizeistunde eine Anklageschrift einge- 
reicht, eine gerichtliche Voruntersuchung geführt und durch einen 
Eröffnungsbeschluß des Gerichts das Hauptverfshren eingeleitet 
werden mü&te. Es liegt nahe, daß die Gesetzgebung die Straf- 
taten gruppiert. Die deutsche Gesetzgebung hat nach dem 
HScbstmaße der angedrohten Strafe die Straftaten in drei Gruppen 
eingeteilt, Verbrechen, Vergeben, Übertretungen. Die Einteilung 
hat praktische Bedeutung; die Behandlung ist in mehreren' 
Beziehungen eine verschiedene, je nachdem eine Straftat zu der 
einen oder andern Gruppe gehört. Die Dreiteilung ist aus dem 
Code p^nal in zahlreiche Gesetzbücher des 19. Jahrhunderts, in 
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und außer Europa Ubergegangeu. Die Dreiteilung, namentlich die 
Unterscheidung von Verbrechen und Vergehen entspricht aber nicht 
überall der allgemein vorhandenen Unwertach&tzung der einzelnen 
Straftaten. Sie ist geeignet, die U nwe rtnrteile dea _ Volkes _zu_ 
"2 verwirren , ohne im Hechtsleben sich als wertvoll zu erweisen. 
Wer sich hinrei&en läßt, einem frechen Gesellen eine Ohrfeige zu 
_ geben und das Unglück hat, dem skrophulüsen Menschen die Seh- 

kraft auf einem Auge zu zerstören, der wird als Verbrecher 
behandelt. Wer dagegen im Zweikampf seinen Gegner zum Krüppel 't- ^ ' 
schlägt oder schießt, der ist nur eines Vergehens schuldig. Er /,• 

/!,■■>/ wird zum Verbrecher, wenn es den Ärzten nicht gelingt, den /"^ /'^j^ 

— — Verwundeten am Leben zu erhalten. Wer, um dem Nachbarn ' 

einen Streich zu spielen, einen Haufen von wild gewachsenem ^' 'yy ' 
C-pi^ Kohr anzündet, ist Verbrecher*). Wer dagegen aus Bosheit und r^'^/^t, 
■ Niedertracht die wertvolle Sache eines anderen, die zum unerset z- 

licben Pietätsbesitze gehört, zertrümmert, ja wer in Darmstadt /^ ^ 
die Holbein'sche, in Dresden die Six tJnische Madonna aus Bosheit ö p j, , 
beschädigt, der ist nur eines Vergehens schuldig. Das Mädchen, ^ 



/^: 



/ das dem Schöffenrichter einen Kuß verspricht, wenn es nur zu "^^^-^ 



:> 



Geldstrafe verurteilt würde, ist Verbrecherin ; der ungetreue Vor-^,^^.- 
mund, der trotz des Vertrauens, dessen ihn das Vormundschafts- , 

gericht gewürdigt , das ganze in seinen Händen belassene Ver- /^ ' 
mögen des Mündels durchbringt, hat nur ein Vergehen verübt. 
Ich konnte noch viele solcher Beispiele bringen. 

Die außerdeutsche Gesetzgebung ist mehr&ch von der Drei- ^ '^—^ 
teilung zur Zweiteilung übergegangen, so die Niederlande, Italien, 



') Eatach. des Reichsgerichte Bd. I 



Bulgarien, der norwegische, der schweizerische Entwurf. Man 
unterscheidet nur mehr Verbrechen oder Vergehen und Über- ^' /' 
tretungen. Der Übergang zur Zweiteilung wäre keine wesentliche . / r- 
Änderung, wenn die Strafart oder das Strafmaß als Eintei- V ^ 

— — Y^Pf^'^ 

■ /":> 



lungsgrund beibehalten wQrde. Man schl&gt vor, nach dem 
Wesen der Straftaten zu scheiden*). Auf der einen Seite 
ständen die Verletzu ngen von RechtsgQtern und Rechtsinteressen, 
sowie die erfolglosen Angriffe auf solche (die Yersuchsfälle) und 
die Handlungen, welche eine nahe Gefahr fUr KechtsgUter und 
Rechtsinteressen enthalten, die Gefährdungen. Die Verletzungen, 
Angriffe und Oeföhrdungen seien das eigentUch kriminelle 
Unrecht. Dem ständen die zahheichen Fälle des blo&en Unge- 
horsams gegen eine Rechtsnorm gegenüber. Die Rechtsnorm, das 
Gebot oder Verbot, ist aufgestellt, um den Keim von möglichen 
Gefahren zu begegnen, um Unordnungen hintanzubalten, um den 
Umfang von Anforderungen zu ermitteln, welche das Gemein- 
wesen in einer bestimmten Richtung gegenüber dem einzelnen 
erheben darf ■— Einkommen-, Zolldeklaration. Verstöße gegen 
diese Normen seien Polizei-oder VerwaltungsObertretungen. Diese 
werden vielfach gar nicht als Straftaten eingeschätzt. Man fühlt 
sich nicht vorbestraft, wenn man drei Mark hat zahlen roUssen, 
weil Ami oder Nero ohne Maulkorb zu einem Hunderendezvous 



auf die Straße entschlüpft, oder das Dienstmädchen zu spät zum 
Straßenkehren gekommen ist. 

Ich halte es fQr ausgeschlossen, dafi man Merkmale auf- 
stellen kann, die geeignet sind, in begrifflicher Allgemeinheit und 
mit praktischer Durchführbarkeit das polizeiliche und verwaltungs- 
rechtUche Unrecht vom kriminellen, die Übertretung von Vergehen 
(Verbrechen) zu scheiden. Es werden immer zahlreiche Grenz- 
fUle übrig bleiben , bei denen die Zuteilung eines Benehmens zu 



*) AoB der reichen Lit«»tiir eq der folgenden Fr»ge Tgl. nunenUieh : Otto 
Mufer, DentocheB Terwalbingaracht Bd. 1 (1895) $§ 22 S. 306, g 31 S. 447; 
Frank iu der Zeitschrift für die geBunte StrafreclitBWÜBenschaft Bd. 16 (1898) 
S. 733, bea S. 742 nnd neueBtens James OoIdBchmidt, Das VerwaltnngB- 
Btrafrecht. Berlin 1902, besond. Versuch einer Theorie des V er waltnngSBtraf rechts 
S. 529 e. (Qegenuti von .WoUendOrfen nnd Wohlfahrt, zwischen Verfustug 
nnd Verwaltung'). 
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der einen oder andern Gruppe auf einer QuantitätsabschStzung 
beruht, die von dem einen so, vom andern anders vollzogen wird. 
Man braucht deswegen nicht die Unterscheidung als unbrauchbar 
fallen zu lassen, wie viele, zu denen auch ich gehSrte, meinten und 
wie es die jetzige Gesetzgebung des Deutschen Reiches im Gegen- 
sätze, z. B. der bayerischen von 1861 gemacht bat. Die Gesetzgebung 
hat vielfach mit Grenz- und ÜbergangsßLllen zu rechnen. Sie 
würde ihrer Aufgabe nicht gerecht werden, wenn sie sich, um 
dem Vorwurf der Inkonsequenz oder Prinzipwidrigkeit bei der 
Behandlung von Grenz- und Übergangaf&Uen zu entgehen, abhalten 
lie&e, den Regelfällen eine praktisch verständige Behandlung zu- 
kommen zu lassen, und es ist praktisch und verständig, die 
Polizei- und VerwaltungsGbertretungen in vielen Dingen anders 
zu behandeln , als das kriminelle Unrecht. Wenn man den 
Unschuldsbeweis im gerichtlichen Verfahren zulä&t, ao kann 
man die Polizei- und Verwaltungsstrafe an das äußerlich noim- 
widrige Verhalten knilpfen, ohne der verfolgenden und straffest- 
setzenden Behfirde den Schuldbeweis aufzubürden. Darauf werde 
ich unter X. zurückkommen. Auf dem Gebiete des polizeilichen 
und Verwaltungsunrechts kann man grundsätzlich die Fahrlässig- 
keit der Vorsätzlichkeit oder Wissentlichkeit in der Strafdrohung 
gleichstellen, wenn nur die Grenzen der Strafe angemessen be- 
stimmt sind. Es wird zu erwägen sein, ob bei den Polizei- und 
Verwaltungsübertretungen außer der Täterschaft auch die Hilfe- 
leistung strafbar sein soll. Ja man kann sogar zweifelhaft sein, 
ob die Anstiftung strafbar gemacht werden soll. Bei den Polizei- 
und Verwaltungsübertretungen wird die Frage der Mitverant- 
wortlichkeit oder ausschließlichen Verantwortlichkeit von Vor- 
gesetzten, namentlich von Familienhäuptern, Dienstherren, 
Fabrikherren aufgeworfen werden müssen, ebenso die Frage der 
Möglichkeit einer VerantwortlichkeitsUbertragung. Nur gelegent- 
lieh will ich erwähnen, daß ich die jetzt vielfach vorgesehene 



-t'r'.,. 



Diaiiizedb, Google 



25 — 



Subsidiarhaftung für Geldstrafen ale eine dem Wesen des Strafrechts 
widerstrebende Einrichtung erachte. Bei den Polizei- und Ver- 
waltungsvergehen wird eine besondere Verjährungsfrist in Frage 
kommen. Namentlich aber werden die Zuständigkeit und das 
Verfahren besonders zu regeln, es wird die Abmachung durch 
StrafverfUgung oder Verwaltungsbeschei d vorzusehen sein. Auch 
in andern Beziehungen wird eine verschiedene Behandlung em- 
pfohlen. Ich möchte nur noch auf den Vorschlag *) zurückkommen, 
die Einrichtung der Feststellungsklage (Zivilprozeßordnung § 256) 
auf das Verwaltungsverfahren zu Übertragen. Die Fälle sind nicht 
selten, in welchen über die Verpflichtung zum handeln oder unter- 
lassen zwischen der Behörde und dem Privatmanne eine ernsthafte, 
auf beiden Seiten ehrliche Meinungsverschiedenheit besteht. 
Warum muß der Streit in einem auf Bestrafung angelegten 
Verfahren zum Austrag gebracht werden? Ließe sich nicht der 
Gedanke der zivilprozessualen Feststellungsklage auf das PoUzei- 
und Verwaltungsrecht Übertragen? Steht von vorne herein fest, 
daß weder Ungehorsam noch Unachtsamkeit einem privaten Ver- 
halten zn Grunde liegt, das die Behörde als gegen Gesetz oder 
Verordnung verstoßend erachtet, so gentlgt es, daß im Fest- 
stellungsverfahren über die Leistungs- oder Unterlassungspflicht 
verhandelt oder entschieden wird. Gegen den gehorsamsgeneigten 
und gehorsamsgewßhnten Mann braucht nicht gleich der Dresch- 
flegel der Strafe erhoben zu werden, wenn er gegenüber Polizei- oder 
Verwaltungsbehörde im Rechte gewesen zu sein geltend macht. 

Die vorstehende Erörterung dürfte hinreichend ergeben 
haben, daß eine Auseinanderhaltung des polizeilichen und des Ver- 
waltungsunrechts von dem eigentUch kriminellen Unrecht wohl 
angezeigt ist. 

Nach meinem Erachten geschieht das am besten, wenn man 
engel« WO^tBrbll(^h 



Afl, 



*) Tgl. meinen Artikel aber Polizeiaufsicht in von E 
dei VenrAltongsrecbte. Bd. 2 (1890) S. 256 g 7 a. G. 
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den Stoff in zwei GeBstzbUcher verteilt, in das Strafgeeetzbucli 
und in das Polizeistrafgesetzbuch, eine Verteilang, die der deutschen 
Rechtsgeschichte wohl bekannt ist. Neben dem bayerischen Straf- 
gesetzbuche von 1861 wurde ein PolizeistrafigeBetzbuch erlassen, 
das durch die Anpassung an die Reicbsstrafgesetzgebang im Jahre 
1871 nicht verbessert wurde. Es wird ein großer Teil des Polizei- 
strafrechts und des Verwaltungsstrafrechts nach wie vor der 
Landes gesetzgebung zu Überlassen sein. Aber das Reichs- 
polizetstrafgesetzbuch wird die allgemeinen und diejenigen 
besonderen Bestimmungen aufstellen haben, bei denen eine Über- 
einstimmung im Inhalt fttr das ganze Reich als wünschenswert 
erscheint. 

Ob innerhalb der Fftlle des kriminellen Unrechts noch 
eine weitere Unterscheidung zu machen sei, namentlich in schwere 
und leichte Fälle, soll hier nicht erörtert werden. Viele werden 
das Bedürfnis haben, den Mord und die Beleidigung, die Brand- 
stiftung und die Sachbeschädigung in zwei getrennte Gruppen von 
Straftaten mit verschiedener Gruppen-Bezeichnung unterzu- 
bringen. Ich habe das Bedürfnis nicht; und ich halte daför, daß 
die Unterscheidung von schweren und leichten Straftaten inner- 
halb des kriminellen Unrechts den Gesetzgeber zu phantasievollen 
Quantitätsurteilen verleitet, welche, — sie mögen so oder anders 
ausfallen, stets viele Widersacher finden werden. Die bestehende 
Gesetzgebung enthält genügende Proben davon : Ich halte ferner 
dafür, daes eine Gruppierung in Verletzungen von Rechts- 
gütem oder Rechtsinteressen und in Gefährdungen nicht durch- 
führbar ist. Das preussische Landrecht sprach nur von Ver- 
brechen. Wenn wir Verbrechen (Vergehen) und Polizeiüber- 
tretungen unterscheiden, so ist genug unterschieden! 

Ein grosser Teil des heutigen deutschen Strafrecbta ist in 
sogenannten Nebengeeetzen untergebracht. Es gibt Neben- 
gesetze, in denen die Todesstrafe angedroht ist, das Spreng- 
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stoffgeaetz, das Sklavenraubgesetz. In einer grossen Zahl von 
Nebengeaetzen ist Zuchthaus, zum Teil lebenslängliches Zuchthaus, 
angedroht; vielfach ist die Aberkennung der bürgerlichen Ehren- 
rechte in Nebengesetzen vorgesehen. Das ist mi&ständig. Die 
schweren Tatbestände und deren Bedrohung gehören in das Gesetz- 
buch. Aus diesem soll die schwere Kriminalität erkannt werden 
können. Man wird sogar die Frage aufwerfen müssen, ob nicht 
alle, reichsrechtlich zu bedrohenden Vergehen (Verletzungen, 
Angriffe uud Gefährdungen) im Strafgesetzbuche Aufnahme finden 
sollen. Das hätte vor allem den Vorteil, daä viele Menschen Über 
die indigesta molea von Strafdrohungen, die wir habe n, sich ent- 
setzen, auf Einschränkung Bedacht nehmen und gegenüber neuen 
Strafgesetzeinföllen und Vorschlägen zurückhaltender würden. So- 
dann würde die Aufnahme aller reichsrechtlich zu bedrohenden 
Vergehen in das Gesetzbuch den grossen Vorteil haben, daß die 
Unklarheiten, Unsicherheiten und Streitigkeiten vermindert würden, 
die jetzt vielfach hinsichtlich des Verhältnisses von nebengesetz- 
lichen Beatimmungen zu Bestimmungen des Strafgesetzbuches be- 
stehen. Man denke an das Verhältnis des Gesetzes über den Ver- 
rat militärischer Geheimnisse zu den Bestimmungen des Strafgesetz- 
buches über den militärischen Landesverrat, an das Verhältnis des 
Nahrungsmittelgesetzes, Weingesetzes, SprengstofFgesetzes zu einer 
Anzahl Paragraphen des Gesetzbuches über die gemeingefährlichen 
Verbrechen, an das Verhältnis von § 79 des Börsengesetzes zu 
§ 266 des Strafgesetzbuchs über Geschäftsnntreue, oder des § 9 
des Depotgeaetzes zu § 246 des Strafgesetzbuches über die Unter- 
schlagung. Es wäre ein Segen, wenn bei Gelegenheit der 
Abfassung des neuen Strafgesetzbuches Umschau in der 
Spezi algesetzgehung gehalten würde. Vereinfachung 
der Strafgesetzgebung und Reinigung derselben. Aus- 
merzung überflüssiger Gesetze, würde das sicher zu er- 
wartende Ergebnis sein! 
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VIII. 

Die Znrechnangsfähigkeit. 

Wenn bei einer Streitfrage der Olaube mit berein spielt, 
da Dimmt die Erörterung leicht einen Uberlebhaften Charakter an ; 
sie geht bisweilen bis zu der Andeutung von Zweifeln an dem -97 
Vorhandensein der sonst vorausgesetzten sittlichen oder in- "t 
teiiektuellen Qualitäten der Gegner. So ist es mit der Frage / 
der Willensfreiheit als Grundlage der strafrechtlichen Ver- ~ 
antwortlichkeit gegangen. Ich glaube mich nicht in der Annahme 
zu täuschen, daß mancher von denen, die auf die „Willensfreiheit" 
eingeschworen sind, bei den sämtlichen .Deterministen' eine 
.levis notae macula"*) annimmt. Das jetzt geltende Strafgesetz- 
buch hat sich nach dem Wortlaute des § 51 und nach den 
Äu^rungen der Motive auf den Boden des Indeterminismus gestellt. 
Die Grundlage der Schuld und Verantwortlichkeit ist dem Straf- 
gesetzbuch die „^ie Willensbestimmung." Bei der Anstiftung 
wird die Annahme einer intellektuellen Urheberschaft abgelehnt, 
weil in dem freien Willen des erwachsenen, zurechnungsfähigen 
Täters der Ursprung, die erste Ursache seiner Tat, enthalten sei. 
Die Anstiftung sei nur Teilnahme an der Tat eines andern, u. z. 
durch „Bestimmung", nicht „Urheberschaft". Ohne Risiko könnte 
man ein Vermögen als Prämie för den aussetzen, dem der Nach- 
weis gelänge, dag es ein „Bestimmen" gibt, das kein Ver- 
ursachen ist Das Gesetz fällt auch mit der Ablehnung der 
intellektuellen Urheberschaft bei der Anstiftung gelegentlich aus 
der Rolle. Mit denselben Worten bezeichnet es im § 111 die 
Wirksamkeit einer intellektuellen Urheberschaft, mit welchen 
im § 224 ein zweifelloser Fall von mechanischer Verursachung 



*) Aaadnick dea Corpua iuris (Cod. III, 28 de inofflcioso testamento, Lex 27} 

bei Leaten, die keinen ganz uagetrabten Lemnond haben. 
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umschrieben iat Es wird den Determioieten nie gelingen, ihre 
Qegner, die Indeterministen, zu überzeugen und umgekehrt. 

Wir brauchen aber den Streit Über die Willeas&eifaeit glück- 
licherweise nicht in die strairechtlichen Erörterungen zu ziehen. 
Wir können ihn der Theologie und Philosophie überlassen, indem 
wir bei Tatsachen der Erfahrung einsetzen. Wir haben es 
von unseren Eltern und Lehrern gehört, wir haben es an uns er- 
fahren und bei anderen beobachtet, da& die Menschen durch Ver- 
bote und Gebote — durch Normen — bestimmbar, daß sie 
lenkbar sind. Bei der Mehrzahl der Menschen werden die Normen t \ 
glücklicherweise zur Charaktereigenschaft. Die Menschen werden "^ 

es sich kaum mehr bewußt, daß sie in Gemäßheit der Normen 
handeln. Durch Erziehung und Beispiel wirkt der Gesamtwille im 
Einzelwillen, ohne daß dieser sich dessen im Einzelfalle stets bewußt 
wird. Daß bei vielen die neben der Norm stehende Strafe zum 
NormeDgeborsam mitwirkt, ist nicht zu bestreiten. In zahlreichen 
Fällen versagt aber die Norm, trotz der Strafdrohung. Die Ver- 
suchung, der Reiz ist stärker, als die Norm. Da maß dann die 
Strafe eingreifen, um der mit dem ersten Straucheln nahe ge- 
rückten Gefahr der Wiederholung vorzubeugen. Daß die Strafe 
solche Wirkung hervorbringen kann, ist eine Sache der täglichen 
Erfahrung. Bei dieser Erfahrung setzt das Strafrecht ein. Es 
trifft diejenigen, welche durch das Gesetz, durch die Norm be- 
stimmt werden konnten, die aber der Versuchung, dem Anreize 
zur Normwidrigkeit erlegen sind. Die Strafe soll Gegenwirkungen 
gegen künftiges Unrechttun in den Empfindungen und Vor- 
stellungen der Verbrecher hervorbringen. Wenn aber der gegen 
das Gesetz in seinem äußern Tun Verstossende wegen seiner 
geistigen Beschaffenheit überhaupt nicht geeigenschaftet war, durch 
Gesetze bestimmt zu werden, oder wenn er sich im Zeitpunkte 
des Einwirkens auf die Außenwelt in einem Zustand befand, 
welcher die Einwirkung der Gesetze ausschloß, so ist kein Anlaß 
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vorhanden, zur Verstärkung der Gesetze in kQnftigen Lagen 
auf ihn einzuwirken. Die Strafeinwirkung ist entweder aus- 
sichtslos — bei dem Geisteskranken, BlOd- oder Schwachsinnigen 
— oder sie ist unnötig, bei dem zur Zeit der Tat bewustlos Ge- 
wesenen. Es liegt keine strafbedUrftige Handlung vor. Man 
könnte das vielleicht durch folgende, dem § 51 des Strafgesetz- 
buches nachgebildete, aber die Frage der Willensfreiheit nicht 
berührende Bestimmung zum Ausdruck bringen: 

,Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der 
Täter zur Zeit der Tat infolge von Bewußtlosigkeit, Schwach- 
öder Blödsinn oder infolge von krankhafter Störung der Geistes- 
tätigkeit durch das Gesetz, welches er Übertrat, nicht bestimmt 
werden konnte (Unzurechnungsföhigkeit)." 

Die Bestimmung greift der Entscheidung der Frage nicht 
vor, ob bei Feststellung von Unzurechnungsfähigkeit in einer Be- 
ziehung Unzurechnungsfähigkeit überhaupt anzunehmen, da- 
her freizusprechen sei; oder ob Verurteilung zulässig, wenn 
die Tat mit der nachgewiesenen Art der krankhaften Stfirung 
nicht in einem nachweisbaren Zusammenhang steht. Wir 
werden die Frage nicht ohne die Ärzte lösen können; deshalb 
unterlasse ich hier die weitere Erörterung. 

Die Aufnahme der Begriffe des „Schwachsinns" und des 
„B lödsinns ' in den Paragraphen über die Unzurechnungsßlhigkeit 
dürfte unbedenklich sein, und sich trotz des entgegenstehenden, 
zum norddeutschen Entwürfe abgegebenen Gutachtens der Wissen- 
schaftlichen Deputation für das Medizinalwesen als die willkommene 
Ausfüllung einer Gesetzeslücke erweisen. Mir und wohl auch 
manchem andern fällt es schwer, einen gesunden Trottel als 
einen krankhaft geistig Gestörten anzusehen. Die Ausdrücke 
,,Zurecbnungsföhigkeit", „Zurechnungsunßlhigkeit" oder „Unzu- 
rechnungsfähigkeit" sind wie der später zu besprechende Ausdruck 
„geminderte Zurechnungsfähigkeit" sprachlich nicht unbedenklich. 
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Sie sind aber in unsere Denkweise und in die allgemeine Sprache 
des Lebens aufgenommen. Ich glaube, der Gesetzgeber sollte da 
folgen! Mißverständliche Deutungen werden nieht ausbleiben. 
Welcher Gesetzgeber ist aber davor geschtttztP 

Bei der Beratung des Strafgesetzbuches wird zu erwägen 
sein, ob das Strafgericht, wenn es wegen krankhafter Störung der 
Geistestätigkeit freispricht, im Falle der Gemeingeßlhrlichkeit des 
Freigesprochenen Bestimmung aber dessen Behandlung zu treffen 
habe, wie das jetzt nach g 56 des Strafgesetzbuches bei Jugend- 
lichen geschehen mu&, wenn sie freigesprochen werden, weil sie 
die zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht 
besaßen. Entscheidet man sich für die Bejahung der Frage, ent- 
schließt man sich also, — wofQr nach meinem Erachten gute 
GrQnde geltend gemacht werden können, dafUr dem Straf- 
gerichte die Bestimmung über die Behandlung eines wegen 
Geisteskrankheit Freigesprochenen zu übertragen, so muß vor 
allem die Prozeßordnung geändert werden. Der Wahrspruch 
der Geschworenen müßte den Grund der Freisprechung ersichtlich 
machen. Solche Einrichtung stände nicht im Einklang mit dem 
Grundgedanken der Prozeßordnung über die Art der Fragestellung, 
welcher ein Verdikt nur über die Schuld im ganzen und nicht 
über deren einzelne Elemente verlaugt. Aber was schadet solche 
Abweichung, wenn sie ausfuhrbar und verständig ist? Es wäre 
auch nicht die erste Abweichung. Bei Jugendlichen und bei 
Taubstummen werden schon jetzt in Gemäßheit des g 298 der 
Prozeßordnung die Geschworenen nach der Schuld im ganzen, 
und außerdem nach der zur Erkenntnis der Strafbarkeit er- 
forderlichen Einsicht im besonderen gefragt. Das ist trotz aller 
gegenteiligen Erwägungen ein Element der Schuldfrage! Vergl. 
den folgenden Abschnitt! Nach meinem Erachten wäre aber 
nicht, wie es jetzt bei der Einsichtsfrage geschiebt, die Frage 
der Zurechnungsfähigkeit für den Fall der Bejahung der Schuld- 
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frage aafzawerfen, Bondern fOr den Fall der Verneinung. Wenn 
die Schuldfrage bejaht wird, so ist damit auch die Zurechnungs- 
fUhigkeitefrage bejaht ; eine weitere Feststellung ist dann unnStig. 
Wird aber die Scbuldfrage verneint, so kann das gescbebeD. 
weil die Tat nicht filr strafbar angesehen oder weil die Täter- 
achaft oder einzelne Elemente des Tatbestandes nicht fUr erwiesen 
erachtet werden. Das interessiert nicht bei der IJrteilsßlllung. 
Wohl aber ist für die BeechluMasBung des Gerichts von Einfluß, 
wenn die Schuldfrage wegen Verneinung der Zurechnungsf^higkeite-- 
frage verneint wird. Deshalb wird es sich empfehlen, für den 
Fall der Verneinung der Scbuldfrage eine Nebenfrage an die 
Geschworenen stellen zu lassen, die es ihnen ermöglicht, die An- 
nahme der Unzurechnungsfähigkeit zum Ausdruck zu bringen und 
dadurch die Unterlage fQr die weitere Entscheidung des Gerichts 
über die Behandlung des wegen Unzurechnungs^igkeit Frei- 
gesprochenen zu schaffen. 
Strafprozeßordnung § 298 a: 

„Ist in der Verhandlung geltend gemacht worden, da& der 
Angeklagte wegen Schwach- oder Blödsinns oder wegen krank- 
hafter Störung der Geistestätigkeit nicht zurechnungsfähig war, 
80 ist auf Antrag der Staatsanwaltschaft fQr den Fall der Ver- 
nei nung d er Sch uldfrag e die Nebenfrage zu stellen, ob die Schuld- 
frage verneint wurde, weil angenommen wurde, daß der An- 
geklagte wegen Schwach- oder Blödsinn oder wegen krankhafter 
Störung der Geistestätigkeit nicht zurechnungsfähig war. 

Eine Angabe Ober das Stimmenverhältnis findet nicht statt." 
Meine Ansicht über die weitere Behandlung der Sache glaube 
ich am kürzesten durch Aufstellung der folgenden Gesetzes- 
paragraphen zum Ausdruck bringen zu können. 

§ 1- 

Wird ein Angeklagter freigesprochen, weil er zur Zeit der 
Tat wegen Schwachsinn oder Blödsinn oder wegen krankhafter 
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Störung der Geisteetätigkeit uazarechnuogs&hig war, oder es wird 
das Vorverfahren aus dieaem Grunde eingeetellt, so kann i&a Ge- 
richt auf Antrag der Staatsanwaltschaft und nach Anhörung eines 
ärztlichen Sachverständigen bescbliessen, daß der Angeklagte 
wegen Gemeingeföhrlicbkeit in einer Irrenanstalt unterzubringen sei. 
§ 2. 

Gegen den die Unterbringung anordnenden Beschlug steht 
dem Angeklagten und dessen gesetzlichem Vertreter die sofortige 
Beschwerde zu. Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung. 
§3. 

Drei Jahre nach der Rechtskraft des Beschlusses hat das I 
Gericht darüber Erhebungen zu veranlassen, ob die Verwahrung | 
in der Irrenanstalt fortzudauern habe- Vor der Beschlußfassung 
sind die Staatsanwaltschaft und der gesetzliche Vertreter des Ver- 
wahrten zu hören. 

Gegen den Beschluß, daß die Verwahrung fortzudauern habe, 
steht der Staatsanwaltschaft und dem gesetzlichen Vertreter des 
Verwahrten die sofortige Beschwerde zu. 

§ 4. 
Schon vor Ablauf der drei Jahre, und jederzeit später, kann 
die Entlassung des Verwahrten beantragt werden; 

1. von dem Vorstände der Irrenanstalt; 

2. von der Staatsanwaltschaft; 

3. von dem gesetzlichen Vertreter des Verwahrten. 
Gegen den 4ie Entlassung ablehnenden Beschluß steht dem 

Antragsteller die sofortige Beschwerde zu. 

Eine Erneuerung des Antrages seitens des gesetzlichen Ver- 
treters ist erst nach Ablauf eines Jahres nach der Rechtskraft 
des ablehnenden Beschlusses zulässig. 
§ 5. 

Das auf die Unterbringung und Entlassung sich beziehende 

Sfiitferl. Dr. BsrIUDD, Ein Den« glnfgHctitnch. 3 
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Verfahren ist gebührenfrei. Kosten sind von der Staatskasse 
zu tragen. 

IS. 

Die Altersstufen. 

Das Lebensalter, bei dem die strafrechtliche Verantwort- 
licbkeit beginnen soll, ist in den letzten Dezennien vielfach er- 
örtert worden. Die Bestimniungen über die Altersgrenze gehen 
sehr auseinander. Einige Beispiele: In Deutschland beginnt die 
StraftnQndigkeit mit 12 Jahren. Wer zur Zeit einer Tat noch 
nicht 12 Jahre alt war, darf nicht vor den Strafricbter gestellt 
werden. Italien (1889) lä&t die StrafmUndigkeit mit 9 Jahren 
anfangen. Der Russische Entwurf (1882), das Bulgarische 
Gesetzbuch (1896) und der Japanische Vorentwurf (1899) 
nehmen 10 Jahre an. Das geltende Japanische Gesetz (1880) hat 
wie das deutsche Gesetzbuch 12 Jahre als Altersgrenze aufgestellt. 
Der Norwegische Entwurf und der Schweizer Vorentwurf 
setzen erst bei 14 Jahren mit der eigentlichen Strafbehandlung 
ein. Auch für Deutschland ist dieses Alter von vielen Seiten fUr 
den Beginn der strafrechtlichen Verantwortlichkeit empfohlen 
worden. Und mit Recht! Gefängnis und Scfaulpflichtig- 
keit vertragen sich nicht gut. Wer im Gefängnis war, soll nicht 
mehr in die Schule zurück und da mit seinen GefSngniserlebnissen 
groß tun kSnnen. Keiner von denen, welche die Hinaueschiebung 
des Verantwortlichkeitsalters auf 14 Jahre empfehlen, denkt daran, 
die verbrecherischen Kinder unbehelligt zu lassen. Im Gegenteil, 
sie müssen von der Fürsorgeerziehung recht energisch angefa&t 
werden; nur die Strafrechtspflege soll sich nicht mit ihnen 
abgeben-. 

Bei den Jugendlichen, das sind diejenigen, die zur Zeit 
der Tat 12 (1^), aber noch nicht 18 Jahre alt waren, wird nach 
wie vor in jedem Falle eine Prüfung der „Reife" vorzuschreiben 
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sein. Das geltende Strafgesetzbuch verlangt eine UnterBucbung, 
ob der Jugendliche bei Begehung der vorgeworfenen Handlung 
die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht 
besaä. Bei dieser Untersuchung boU es „ganz unerheblich" sein, 
„ob der Täter zu erkennen vermochte, daß seine Tat dem Sitten- 
gesetze widerstreitet; vielmehr muß der T&ter imstande sein, die 
Strafbar keit zu erkennen," Diese Behauptung*) kann den 
Wortlaut des geltenden Strafgesetzbuches för sich anfQhren. FUr 
ein neues Gesetzbuch empfiehlt sich aber die Meinung nicht, daß 
es auf Einsicht in das Sittengesetz bei der Frage der Verant- 
wortlichmachung nicht ankomme. Das Strafgesetz ist in vielen 
seiner Bestimmungen die praktische Ausgestaltung des Sitten- 
gesetzes. Als Norm des Sittengesetzes treten zahlreiche Rechte- 
normen zuerst in die jugendlichen Seelen ein. Und wo keine 
Sittlichkeitsvorstellungen, da sind in der Regel auch keine Recbts- 
vorstellungen zu erwarten. Die Einsicht allein in das Bestehen 
einer Norm durfte sodann nicht das Ausschlaggebende sein. Es 
wird auch darauf ankommen, ob der Jugendliche soweit erzogen 
wurde, daß er durch Gesetze beeinflußt, daß er bestimmt 
werden konnte. Auf diese Bestimmbarkeit ist nach meinem Er- 
achten die Untersuchung und Feststellung zu richt«n, und fOr den 
Verneinungsfall die Freisprechung vorzuschreiben, das Strafgericht 
aber auch anzuweisen, die erforderlich scheinenden Uaßnahmen 
zur Nachholung der bisher verabsäumten Erziehung zu treffen. 
„Hatte der Angeklagte zur Zeit der Begehung der Handlung das 
12. (14.), aber nicht das 18. Lebensjahr vollendet, so ist fest- 
zustellen, ob der Angeklagte durch das Gesetz, welches er Dher- 
trat, bestimmt werden konnte." 

Wird die Bestimmbarkeit verneint, so ist der Angeklagte 
freizusprechen. Zugleich ist Verfügung darüber zu treffen, ob der 



*) EntscL des Reichsg. Bd. IR 8. 97. 
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Angeklagte mit den angemesseDen Ermabnangen seiner 
Familie Oberwiesen oder in eine Erziebuogs- oder Besserungs- 
anstalt gebracbt werden soll. In der Anstalt darf der Angeklagte 
pic ht über das vollendete einundzwanzigate Jah r behalten werden. 

Wird die Bestimmbarkeit des Jugendlichen bejaht, so ist 
derselbe zwar zu verurteilen, die Strafe muß aber dem Alter 
entsprechend einen vorwiegend erziehlichen Charakter erhalten. 
Vor allem mu£i gesetzlich die Trennung der Jugendlichen von den 
Erwachsenen in der Strafe ausgesprochen werden, wie dies jetzt 
schon im Schlußsätze des § 57 des Strafgesetzbuches angeordnet ist. 

Die Zahl der jugendlichen Stinder, die vor den Strafrichter 
gestellt werden, wächst in unheimlicher Weise. 1882 wurden 
30719 Jugendliche verurteilt, 1899: 47512. Im Jahre 1894 wurden 
1615 wegen Mangels an Einsicht freigesprochen, im Jahre 1899: 
1926. Besonders bedenklich ist die Zunahme der RUckfäUig- 
keit bei den Jugendlichen. 1882 waren 4657 von den 30719 
zur Bestrafung gelangenden Jugendlichen vorbestraft; im Jahre 
1899 waren es 8919 von 47512. Und nicht bloß einmalig Vor- 
bestrafte befinden sich darunter, sondern auch gar nicht wenige 
mit zwei, drei, vier, fQnf, sechs oder mehr Vorstrafen. 1899 
hatten 64 Jugendliche, die zur Bestrafung gelangten, 6 oder mehr 
Vorstrafen, in 1896 wurden 185 Jugendliche mit 6 oder mehr 
Vorstrafen neu bestraft. Daß bei diesen betrübenden Ergebnissen 
die Sb-afeinrichtung selbst mitwirkt, wird eich nicht bestreiten 
lassen. Wenn der Jugendliche im Gefängnisse nicht mit großer 
Vorsicht und mit Geschick behandelt, und wenn nicht nach der 
Entlassung ernsthaft für ihn gesorgt wird (siehe nachher Ab- 
teilung XXI), Bo ist er verloren. Durch angemessene Einrichtung 
der Jugendgefängnisse und durch eine verständige Erledigung der 
Strafen im Wege der bedingten Verurteilung oder Begnadigung 
(siehe unten XXII) kann und wird die Jugendkriminalität ver- 
mindert werden. Aber die Strafpflege ist es nicht, welche das 
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Hauptwerk bei der Vennindening der Jugendkriminalität verrichten 
kann. Die häusliche Zucht, die Schulzucht, die Fürsorgeerziehung, 
das Beispiel der Erwachsenen müssen zusammenwirken. Wenn 
die Jungens wahrnehmen, daS das „viel vertragen können" an- 
gestaunt, daS das Bezechteein hinwieder nur als eine komische 
Schwäche behandelt wird, so greifen sie auch bald zum Humpen 
oder Schnapsglas, und legen damit den Keim zu Krankheit und 
Verbrechen. Aber ich bin mit meiner Polemik gegen den Alkohol- 
mißbrauch aus dem Rahmen des Strafrechts herausgeraten. Ich 
wollte nur hervorheben, daß die Strafpäege nur zum geringeren 
Teil zu der Verminderung der Jugendkriminalität mitwirken kann. 



X. 

Der Strafrechtsirrtnm. 

Die vorausgehenden Erörterungen fuhren mich auf eine, 
scheinbar seitwärts liegende, und doch mit der Erörterung aufs 
engste zusammenhängende Frage. Es ist die Unentschuld- 
barkeit des Irrtums über das Strafgesetz. „Das Straf- 
gesetz muß jeder kennen", „auf Unkenntnis des Strafgesetzes darf 
niemand sich bemfen." Man darf diese Sätze, obgleich sie im 
Gesetzbuch nicht stehen, als ein Dogma bezeichnen, welches die 
Rechtspflege und die Rechtslehre beherrscht. Zwar kann man 
nicht sagen, daß das Dogma sich von Geschlecht zu Geschlecht 
fortgeschleppt hat. Das Preußische Allgemeine Lsndrecht ent- 
schuldigte die Unwissenheit der Gesetze nicht, wenn eine absicht- 
liche Verletzung der Öffentlichen oder Privatsicherheit vorkam. 
Sonst sollte aber die Strenge des Gesetzes nur den 
treffen, .welcher das Strafgesetz zu wissen schuldig 
und imstande gewesen ist." Gegenüber der heutigen Lehre 
und Praxis möchte man zum laudator temporis acti werden. Das 
Landrecht war verständiger als die Jetztzeit. Von keinem straf- 
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rechtlichen Standpunkte aus hat es einen Sinn, den mit Strafe 
zu treffen, der das Gesetz — ich meine die Rechtsnorm — nicht 
gekannt hat und auch zu kennen nicht imstande war. Es hat 
keinen Sinn, den wegen Übertretung eines Gesetzes zu bestrafen, 
welcher vom Gesetze nicht bestimmt werden konnte. Da 
ist der Zusammenhang mit der vorigen Erörterung! Wenn ich 
recht sehe, ist die heutige Herrschaft des Dogmas von der Un- 
entschuldbarkeit des Stra&echtsirrtums haupts&chlich aus d em 
Finanz- und Polizeiatrafrechte gekommen. Man beruft sich darauf, 
daß es nicht ausfuhrbar Bei, den Behörden die Prüfung der Rechts- 
kenntnis der Kontravenienten zuzumuten. Das soll ihnen auch 
gar nicht zugemutet werden. Aber wenn jemand sich ohne Schuld 
weiß und deshalb gegen den Strafbescheid der Steuerbehörde, 
gegen die StrafverfUgung der Polizei die Entscheidung des Gerichts 
anruft, oder wenn der amtsrichterliche Strafbefehl durch Einspruch 
vor das Schöffengericht kömmt, dann mnß der Angeklagte mit dem 
Einwand gehört werden, „ich kann nichts dafQr", „ich habe das 
Gesetz nicht kennen können, ich konnte deshalb auch nicht durch 
das Gesetz bestimmt werden." Lä&t man diesen Einwand nicht 
zu, so leidet die Gerechtigkeit. Wir Juristen dürfen uns dann 
nicht beklagen, wenn man uns schlechte Christen nennt. Der 
Fortgeltung des den Grundgedanken des Strafrechts verleugnenden 
Dogmas mnfi im neuen Strafgesetzbuche ein Riegel vorgeschoben 
werden. Vor Schwurgerichten wird die Frage des Strafrechts- 
irrtums kaum je auftauchen, und wenn sie auftaucht, so müßte 
es ein recht ungeschickter Verteidiger sein, der es nicht fertig 
brächte, den Geschworenen darzulegen, daß das Dogma von der 
Unentschuldbarkeit des Irrtums über das Strafgesetz durchaus 
nicht allezeit und von allen gelehrt und geglaubt worden ist, und 
daß es kein Rechtsgrundsatz des geltenden deutschen Rechts sei. 
Aber den anderen Gerichten gegenüber brauchen wir einen vor- 
beugenden Rechtssatz, der sich sachgemäß an die Bestimmung 
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Über die ünzurechnungaßlhigkeit anschließt. Wie bei dieser fehlt 
im Falle unvermeidlicher B«cbtBunkenntm8 die Bestitnmbarkeit 
durch das Gesetz. 

gKonnte die Kenntnis des Qbertretenen Gesetzes 
dem Angeklagten nicht zugemutet werden, so ist der- 
selbe freizusprechen.' ^^ 

XI. 

Die geminderte Znrechnungsfähigkeit. 

Die Frage dar Zurechnungsfähigkeit fUhrt auch zur Frage 
der geminderten Zurechnungsfäbigkeit. Man hat bei diesem 
nicht sehr glücklich gebildeten Ausdruck eine Geistes- oder Seelen- 
beschaffenheit im Auge, bei welcher .die Fähigkeit der Selbst- 
bestimmung oder die zur Erkenntnis der Strafbarkeit der Tat 
nfitige Urteilskraft oder die Freiheit der Willensbestimmung zwar 
nicht v5llig ausgeschlossen, aber doch in erheblichem Grade ge- 
mindert war. * *) Man erachtet eine mindere Strafe für an- 
gemessen, wenn die Tat im Zustande der geminderten Zurechnungs- 
fShigkeit begangen wurde. Es sind recht verschiedenartige 
Geistes- oder Seelenbeschaffenheiten, die im Rahmen eines Be- 
g^fiFes Berücksichtigung finden sollen. Einmal dauernde, ins- 
besondere auf erblicher Belastung beruhende Zustände seelischer 
Minderwertigkeit, namentlich die heutzutage so verbreiteten 
epileptischen Krankheitsformen. Dann gehören hiezu die infolge 
von Überarbeitung, von wirtschaftlichen Sorgen oder aus anderen 
Ursachen kommenden ne urasthenischen Zustände. Zu den 
gemindert Zurechnungsßihigen rechnet man aber auch diejenigen, 
die zu viel Bier, Champagner oder Schnaps getrunken und in der 
Bezechtheit einen Totschlag begangen oder eine Notzucht ver- 
übt haben. 

") An« Art. B8 des bKjreriHchen StrafgeaetzbneheB von 1861. 
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Das deutsche Strafgesetzbuch kennt den Begriff der ge- 
minderten Zurechnungsfähigkeit nicht; aber es lfi£t bei zahl- 
reichen Verbrechen die Annahme mildernder umstände za 
und befiehlt oder gestattet im Falle der Annahme von mildernden 
Umständen eine Strafmilderung. Nirgends findet sich eine An- 
deutung, in welchen Umständen des Falles der Anla& zur Milderung 
gefunden werden könne. Es ist zweifellos, da& es auch Umstände 
im Zeitpunkte der Aburteilung sein können. So wäre es z. B. 
nicht ausgeschlossen, daß die Geschworenen das Anerbieten einer 
alten Jungfer, den Angeklagten zu heiraten, wenn er bald wieder 
herauskäme, als Anlag der Annahme mildernder Umstände gelten 
lie&en. Früher ernsthaft von den Juristen erörterter Milderungs- 
grund! Vrgl. z.B. noch Tittmann, Handb. der Stra&echts- 
wiasenschaft, I. Bd., Halle 1822 § 131 S. 259. Eine Kriminal- 
anekdote berichtet, daß ein Delinquent, als er die im letzten 
Moment sich meldende alte Jungfer erblickte, dem Scharfrichter 
zurief: »Hau zu!* Die Auswahl der Tatbestände, bei welchen 
die .mildernden Umstände* zugelassen sind, ist im deutschen 
Strafgesetzbuch mit ziemlicher Willkür getroffen. Bei Mord, z. B. 
Meineid, den schwereren Brandstiftungsfällen und den meisten 
gemeingeföbriichen Verbrechen sind sie ausgeschlossen. Das wird 
von vielen als eine Lücke empfunden. Bei einer Anklage wegen 
Mords, Über die ich als Geschworener zu urteilen hatte, erklärten 
zwei Ärzte den Angeklagten für zurechnungsfähig, zwei nahmen 
Unzurechnungsfähigkeit an, der fUnfte, der Vertreter des Medizinal- 
kollegiums, verweigerte das Gutachten; der Angeklagte sei weder 
voll zurechnuDgsföhig, noch unzurechnungsfähig. Bei dem Morde 
sei es aber ausgeschlossen, einen mittleren Zustand anzunehmen, 
deshalb könne er kein Gutachten abgeben. Erst auf meine Be- 
merkung , es sei nicht ausgeschlossen , daß der Fall unter einem 
Gesichtspunkte aufgefa&t werde, bei dem eine Strafahstufung 
möglich, ließ sich der Sachverständige auf ein Gutachten ein, und 
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bejahte meine Frage, ob er den Angeklagten fQr zurechnunge- 
ßlhig halte. 

Es Bcheint in der Tat eine Lücke dea geltenden Itechtes zu 
sein, da& es bei einer Anzahl von Verbrechen, namentlich bei 
Mord, Ueineid und andern mit schwerer Strafe bedrohten, die 
Berücksichtigung der Geistes- oder Seelenbeschaffeuheit unmög- 
lich macht, die man unter „geminderter ZurechnuDgaßHügkeit" zu- 
sammenfaßt Ich möchte nicht empfehlen, die Lücke durch 
allgemeine Zulassung der mildernden Umstände auszufüllen. D&s 
haben die Franzosen getan, als sie im Jahre 1832 rasch und auf 
einfache Weise ihren mit blutiger Feder geschriebenen Code p^nal 
einer mildernden Reform unterziehen wollten. Ohne den gleichen 
treibenden Orund haben das preuEische Strafgesetzbuch (1851) 
und das Reichsstrafgesetzbuch die Einrichtung der „circonstances 
att^nuantes", wenn auch mit Modifikationen, und wie gesagt nicht 
allgemein, in die deutsche Gesetzgebung berUber genommen. Das 
war nach meinem Erachten kein glücklicher Griff. Der Begriff 
der mildernden Umstände ist zu unbestimmt, zu vag fUr die 
Rechtspflege, namentlich wenn man Geschworene daran beteiligen 
will, auf die wir doch hoffentlich nicht verzichten werden! Die 
Einrichtung der mildernden Umstände enthält eine Verschiebung 
der Gnadeninstanz in die Gerichtsinstanz. Vorübergehend glaubte 
ich, den mildernden Umständen das Wort reden zu sollen. Auf 
Grund wiederholter Prüfung der Frage halte ich aber dafllr, daß 
es ein Gewinn für die deutsche Strafrechtapflege wäre, wenn die 
mildernden Umstände wieder aus dem deutschen Strafrecht ver- 
schwänden. Der Minderungsgrund der , geminderten Zurechnungs- 
föhigkeif ist begrenzter, als die .mildernden Umstände'. Aber 
auch dieser Minderungsgrund umfaSt noch, wie soeben gezeigt 
warde, sehr verschiedene geistige oder seelische Beschaffenheiten. 
Sb wäre recht — unangemessen, die Leute in der Strafe deswegen 
gleich zu behandeln , weil man ihre seelische Beschaffenheit zur 
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Zeit der Tat unter den gemeinsamen Begriff der .geminderten 
Zurechnungafilliigkeit" untergeordnet hat. Der Epileptiker, wenn 
er nicht freigesprochen wird, gehört iu eine Zwiechenanstalt 
zwischen Strafanstalt und Irrenaustalt, wo er beobachtet und be- 
bandelt wird, und aus der er, wenn er als gemeingeföhrlich be- 
funden wird, in eine Irrenanstalt verbracht wird. Bei dem Neur- 
astheniker darf die Straf b e m e s s un g von der Erwartung ausgeheri, 
daß eine mit angemessener Arztbehandlung sich verbindende Straf- 
behandlung die wünschenswerte Normbestimmbarkeit fOr die Zu- 
kunft hervorbringen kann. 

Bei dem in der Bezechtheit zum Verbrecher gewordenen 
wird. die Strafbehandlung hauptsächlich darauf hinzuwirken haben, 
daß die Keigung zur Alkoholvergiftung vermindert oder gehoben 
werde. 

Das Gesetz wird {Ür die Fälle der geminderten Zurech- 
nungsfäbigkeit die Todesstrafe und die lebenslängliche Freiheits- 
strafe auszuschließen haben. Das Gericht muß sodann in allen 
Fällen, in welchen trotz Annahme geminderter Zurechnungsßlhig- 
keit auf Freiheitsstrafe erkannt wird, sofort im Urt«il den Grundton 
der Behandlung bestimmen, ob Zwischenanstalt oder Strafanstalt. 
Das Gericht muS die Zeitgrenze bestimmen, bis zu welcher die 
Strafbehandlung ausgedehnt werden darf. Darüber jedoch, ob 
die Zwischenbehandlung während der Strafzeit in eine reine Straf- 
behandlung Übergehen solle und darüber, ob nach Beendigung der 
Strafzeit oder unter umständen schon früher der in der Zwischen- 
anstalt Befindliche als gemeingefährlicher Geisteskranker in eine 
Irrenanstalt zu verbringen sei, mu& das Gericht durch einen er- 
neuten Beschluß Bestimmung treffen. 

Läßt man den Gerichtsbeschlüssen das ärztliche Gutachten, 
sowie die Anhörung von Staatsanwalt und Verteidiger voraus- 
gehen, so ist der Gefahr, daß die Freiheit der Menschen ohne 
zwingenden Anlaß beeinträchtigt werde, so fern gerückt, daß sie 
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keine Beachtung mebr verdient. In einigen Gesetzesparagraphen 
bringe ich auch hier zum Ausdruck, wie ich mir die Einrichtung 
vorstelle. 

Zun&chat wird, wie bei der Zurechnungsfähigkeit Überhaupt, 
die Änderung der Prozeßordnung vorzusehen sein. 
Strafprozeßordnung § 295: 

Über solche vom Strafgesetze besonders vorgesehene Um- 
stände, welche die Strafbarkeit vermindern oder erhöhen, ins- 
besondere Über die geminderte Zurechnungsfähigkeit 
sind den Geschworenen besondere Fragen vorzulegen (Neben- 
fragen), 

Wird geltend gemacht, daß die geminderte Zurech- 
nungsfähigkeit auf krankhafter oder sonst mangelhafter 
Geistesbeschaffenheit des Verurteilten beruhe, so ist 
das in der Fragestellung zum Ausdruck zu bringen. 

Eine Nebenfrage kann u. s. w. (unverändert wie Abe. 2 des 
§ 295.) 

§ 1. 

Wird festgestellt, daß die Tat im Zustand geminderter Zu- 
rechnungsßhigkeit begangen wurde, ao ist statt auf Todesstrafe 
oder lebenslängliche Freiheitsstrafe auf Freiheitsstrafe nicht unter 
2 Jahren zu erkennen. 

8 2. 

Wird festgestellt, daß die geminderte Zurechnungsßlhigkeit 
auf krankhafter oder sonst mangelhafter Geistesbescbaffenheit des 
Verurteilten beruhe, so kann das Gericht in allen Fällen der Ver- 
urteilung zu einer Freiheitsstrafe nach Einholung eines Arztgut- 
achtens beschließen, daß der Verurteilte in eine Zwiechenanstalt 
verbracht und da während der Strafzeit verwahrt und behandelt 
werde. 

§3- 

Ergibt sich während der Dauer der Strafzeit, daß 
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eine weitere Verwahrung des Verurteilten in der Zwiscbenanstalt 
nicht mehr erforderlich ist, so hat das Gericht nach Einholung 
eines Arztgutachtens und nach Anhörung des Vorstandes der 
Anstalt, dei Staatsanwaltschaft und eines Verteidigers darüber zu 
beschließen, ob der Verurteilte bis zur Beendigung der Strafzeit 
einer Strafanstalt zu Überweisen, oder vorläufig zu entlassen sei. 

I>er Antrag kann von dem Vorstande der Anstalt, von der 
Staatsanwaltschaft und von einem Verteidiger gestellt werden. 
§4. 

Auf Antrag des Vorstandes der Zwischenanstalt und jeden- 
falls vor Beendigung der Strafzeit hat das Gericht, wenn 
nicht vorher die Verbringung in eine Strafanstalt oder die vor- 
läufige Entlassung beschlossen worden ist, nach Anhörung eines 
ärztlichen Sachverständigen, der Staatsanwaltschaft und eines 
Verteidigers darüber zu beschließen, ob der Verurteilte nach Be- 
endigung der Strafzeit als gemeingefährhcher Geisteskranker in 
einer Irrenanstalt unterzubringen sei. 
§5. 

Gegen den die Unterbringung anordnenden Beschluß (g 4) 
steht dem Untergebrachten, dessen gesetzlichem Vertreter und der 
Staatsanwaltschaft die sofortige Beschwerde zu. 
§6. 

Auf Antrag der Staatsanwaltechaft oder des gesetzlichen 
Vertreters kann das Gericht nach Einholung eines Arztgutachtens 
beschließen, daß der in der Irrenanstalt wegen Gemeingefährlich- 
keit Untergebrachte zu entlassen sei. 
§7. 

Gegen die Ablehnung des Antrages steht dem Antragsteller 
die sofortige Beschwerde zu. 

Eine Erneuerung des Antrages seitens des gesetzlichen Ver- 
treters ist erat nach Ablauf eines Jahres nach der Rechtskraft 
des ablehnenden Beschlusses zulässig. 
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xn. 
Die minder schweren Fälle. 

Geminderte Zarechnungsföhigkeit ist ein auf dem Gebiete 
TOD anomalen Seelenbeschaffenheiten sich bewegender Straf- 
zumesaungsgrund. Für die schwersten Verbrechen, bei denen der 
Gesetzgeber sich nicht entschließen wird und nicht eotscblie&en 
soll, die Untergrenzen der Strafarten als üntergrenzen der an- 
zudrohenden Strafen gelten zu lassen, wird auch die Berück- 
sichtigung sonstiger Minderungsgründe in Frage kommen. Die 
Motive, die Geringfügigkeit des nach Willen oder Vorstellung des 
Täters eingetretenen Schadens, die sonstige Geringfügigkeit des 
Angriffes kOnnen ein Herabgehen unter ein regelmäßig hohes 
Strafminimum als angezeigt erscheinen lassen. Ich meine, daß 
die Wendung des bestehenden Strafrecbts: ,iu minder schweren 
Fällen* solchen Strafminderungsgründen ausreichend gerecht wird; 
and ich meine, daß diese Wendung ebenso auf Seelenbeacfaaffen- 
heiten, wie auf Vorgänge im äußern Tatbestand bezogen werden 
kann und soll.*) 

XIII. 

Das Willensmoment, 

(ToTsati, Abücbt; — WiBWn, Wollen.) 
EÜne berühmte, in der praktischen Bedeutung der Berühmt- 
heit allerdings nicht ganz gleich kommende Streitfrage betrifft 
das Wesen des Vorsatzes (dolus) und namentlich den sogar 
von den Gelehrten des Kladderadatsch erörterten dolus even- 
taalis. Sehr häufig bedroht das Strafgesetz nur den, der vor- 
sätzlich verletzt hat. Und wo es die Fahrlässigkeit neben der 



*) Fttr du gelf«nde Hecht ist die Meinimg Tertreten, dafi nnr objektive 
(Boficre) Homente bei den minder seligeren F&Ilen gemeint seien. Vgl. 01s- 
hanaen, Bern. 7 in $ 94 des StrOB. Im Qeeetze hat diese Meinong keinen 
Halt 
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Vorsätzlichkeit bedroht, da ist — abgesehen von den meisten 
PolizeiUbertretungen — die Vorsfttzliclikeitsstrafe viel schwerer 
als die Fahrlässigkeitsstrafe. Man denke an Mord, Totschlag und 
fahrlässige Tötung. Ich will nun nicht geltend machen, daß die 
QegenOberstellung von Vorsatz und Fahrlässigkeit logisch nicht 
haltbar ist. Der Vorsatz kann ein guter, ein rechtmäßiger sein 
(bei einer Totschlagsanklage gegen eine Ehefrau hOrte ich den 
Staatsanwalt in bewegten Worten das .nicht schuldig' beantragen, 
weil die bedrängte Frau sich gegenQber der Roheit ihres Oatten 
nicht mehr anders helfen konnte; sie hatte vorsätzlich, aber be- 
rechtigt getötet); die Fahrlässigkeit ist immer tadelnswert. Das 
Urteil der Vorsätzlichkeit liegt auf dem Gebiete der Psychologie, 
das urteil der Fahrlässigkeit auf dem der Ethik oder des Rechts. 
Die Gegenüberstellung von Vorsatz und Fahrlässigkeit ist zu ver- 
gleichen der Gegenüberstellung von .gerader* und .unschöner" 
Linie. Aber die Gegenüberstellung von Vorsatz und Fahrlässig- 
keit ist so gang und gäbe, da& man dagegen nicht aufkommen 
kann. Man hat den rechtswidrigen Vorsatz im Sinne, wenn 
man den Vorsatz der Fahrlässigkeit gegenüber stellt. Aber was 
ist Vorsatz ? Da sind wir bei einer der berühmtesten Streitfragen 
der heutigen Lehre und Praxis angelangt. Wer, mit einer 
ansteckenden Krankheit behaftet , seinen Zustand verschweigt 
und in ein Wagenabteil sich setzt, in dem schon 6 oder 7 
Menschen sich befinden, der handelt jedenfalls mit unverantwort- 
licher Rücksichtslosigkeit. Er ist straf bedürftig, ob einer der 
Mitreisenden angesteckt wird oder nicht Wie aber, wenn 
einer der Mitreisenden angesteckt wird und schwer erkrankt 
oder gar erliegt, während der Rücksichtslose davon kommt? 
Ist der Rücksichtslose wegen vorsätzlicher oder wegen fahr- 
i lässiger Gesundheitsbeschädigung , und im Falle des Todes des 
.; Mitreisenden wegen fahrlässiger oder vorsätzlicher Tötung (Tot- 
i fichlag, Mord!!) zu bestrafen? Wer den Vorsatzbegriff auf das 
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Wollen eines Tuqb mit der Voratellung der Möglichkeit oder 
Wahrscheinlichkeit eines beetimmten Erfolges abstellt (Vorstellungs- 
tbeorie), der mufi im erwähnten Falle vorsätzliche Tötung — 
Totschlag oder Mord — annehmen. Wer bei dem „Vorsatz' an das 
Begehren oder Wollen eines Erfolges denkt (Willenstbeorie), der 
miiB fahrlässige Tötung annehmen, denn es ist sicher, daß der 
Angesteckte, als er in das Abteil stieg, den Willen, auf andere 
ansteckend zu wirken, nicht gehabt hat. Gegen die Willens- 
theorie wird geltend gemacht, der Mensch könne überhaupt Er- - 
folge nicht wollen, da au&er seinem Tun zahlreiche, von ihm 
nicht beherrschte Bedingungen fQr den Eintritt des vorgestellten 
Erfolges entscheidend seien. Wollen könne der Mensch nur sein 
Tun, mit der Vorstellung, da& es einen bestimmten Erfolg 
haben werde. Die Erfolge könne er sich nur vorstellen. Es 
ist nun unbestreitbar, daß der Mensch nicht Herr seiner Taten 
ist Aber es ist auch unbestreitbar, daß durch die Regelmäßig- 
keit, mit der ein gewisser Erfolg sich an ein gewisses Tun an- 
schließt, die Vorstellung von der Notwendigkeit des Eintritts 
erweckt wird; und im Anschluß daran sind wir von dem Willen 
erfallt, den Erfolg hervorzubringen. Der Erfolgswille be- 
herrscht unser Tun. Es ist mir nicht zweifelhaft, daß die Gesetz- 
geber bei Körperverletzung , Mord und Totschlag das Töten und 
Verletzenwollen im Sinne hatten (Willenstheorie) nicht bloß das 
Schießen, Stechen u. s. w. wollen , mit dem Vorstellen , daß das 
Schießen, Stechen eine Beschädigung oder den Tod zur Folge haben 
werde. Die erkrankte Frauensperson , welche trotz der Kenntnis 
ihrer Krankheit ihr unsauberes Gewerbe noch weiter treibt, kann 
im Falle der Übertragung ihrer Krankheit wegen fahrlässiger 
Gesund hei tsbescbädigung schwer gestraft werden, aber nicht wegen 
vorsätzlicher. Dagegen wird bei der intellektuellen Urkunden- 
fälschung angenommen, das Merkmal der Vorsätzlichkeit liege 
schon dann vor, wenn der Handelnde wisse, daß infolge seines 
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Verhaltens etwas der Wirklichkeit nicht entsprechendeB protokol- 
liert werde, ob er das angestrebt, sei gleichgültig. Auch bei 
den gemeingefährlichen Handlungen legt man das , vorsätzlich' 
im Sinne von .wissentlich' aue. Als ein deutscher Bankier, 
ohne die Absicht der Yorschubleistung, während des Krieges 
mit Frankreich sich an der Zeichnung fUr die französische 
Anleihe beteiligte , deutete man das „vorsätzlich" im § 89 des 
Strafgesetzbuches im Sinne von wissentlich. Er habe gewu&t, 
dafi er mit der Beteiligung an der französischen Anleihe dem 
Feind Vorschub leiste. Das genüge zur Annahme der Vorsätz- 
licbkeit. Ich muß an der schon anderweitig ausgesprochenen 
Ansicht festhalten, daß die in unseren Gesetzen vorkommenden 
Worte: „Vorsatz' und „vorsätzlich', ebenso wie die gleichfalls 
auf das seelische Verhalten bei einer Tat sich beziehenden Worte 
„Absicht' und labsichthch* keine allgemeine und feststehende 
Bedeutung haben, und da& es Sache der Einzelauslegung ist, fest- 
zustellen, in welchem Sinne ^e Worte geT)rauclit wurden. Daher 
die zaGTrmcHen Kontroversen und die Unsicherheit der Prasis 
hinsichtlich des sogenannten subjektiven Tatbestandes , d. h. hin- 
sichtlich der Vorstellungs- und Begehrungsvorgänge in der Seele 
des Täters, die bei den einzelnen Verbrechen vorausgesetzt werden. 
Bei der Abfassung des neuen Gesetzbuches wird man sich hin- 
sichtlich jedes einzelnen Verbrechens , bei welchem ea auf die 
Bewirkung eines bestimmten Erfolges ankommen soll, die Frage 
vorlegen müssen, ob es genügt, da& die Folge als mOgli che oder 
wahrscheinliche in den Yorstellungskreis des Täters auf- 
genommen war, oder ob der Nachweis erforderlich sein soll, dafi 
der Erfolg von dem Täter angestrebt, gewollt worden ist. Ea 
wird in Frage kommen, ob man nicht, der Anregung des Öster- 
reichischen Kriminalisten LOffler folgend, das Wort .Vorsatz' 
oder gvorsätzlich' vermeiden und durch .wissentlich' , gOiit dem 
Bewußtsein' oder eine ähnliche Wendung in allen den Fällen 
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ersetzen soll, in welchen es nur auf die Yorstellung der 
Erfolgsmöglichkeit (WahrscheiDlichkeit) anzukommen 
bat. Und 68 könnte weiter in Frage kommen, ob in den Fällen, 
in welchen auf das Wollen des Erfolges Gewicht gelegt wird, 
das so viel umstrittene Merkmal des Vorsatzes durch ein anderes, 
entschiedeneres ersetzt werden solle, z. B. durch „willentlich", 
,mit dem Willen' u, s. w. Auf alle Fälle wird anzustreben sein, 
da£ die zur Bezeichnung des seelischen Verhaltens bei den ein- 
zelnen Straftaten gebrauchten Worte eine feste typische Bedeutung 
erhalten, auf die sich der Ausleger verlassen kann. 

So wäre die Tragweite des § 266 des Strafgesetzbuches 
(Untreue von Vormündern a. a. w.) unzweifelhaft eine mehr sichere 
als jetzt, wenn statt des in den S Nummern des § 266 gehrauchten 
'A«,^^ Wortes .absichtlich' das Wort „wissentlich' gehraucht wäre, /" 



VP. 



Auch in Bezug au~f g 23d der Eonkursordnung würde eine Streit- 
frage beseitigt werden, wenn man die Worte : „wenn sie in der 

' '^ K'Absicht, ihre Gläubiger zu benachteiligen', durch die Worte er- 
-^ f setzen würde: .wenn sie mit dem Bewußtsein, ihre Gläubiger 

&. 6"^ pf^~ zu benachteiligen', das und das tun. luden allerseltensten Fällen 
^ werden bei Ausbruch eines Konkurses YermSgensstücke verheim- 

b ^^'-^^ licht oder beseitigt aus Bosheit, um die Gläubiger zu schä- 
' .1 J. digen. Wenn es ohne die Benachteiligung der Gläubiger ginge, 
wäre es den fallierenden Schuldnern wohl meistens lieber; aber 
es geht ohne Benachteiligung der Gläubiger nicht, und so wird 
sie mit in Kauf genommen. Es bedünkt mich, daß diese Seelen- 
vorgänge der Gemeinschuldner durch die Wendung , mit dem 
Bewußtsein' zuverlässiger getroffen werden, als wenn man sie 
unter die Begriffe .Vorsatz' oder Absicht' preßt, auch wenn man 
solchen Vorsatz, solche Absicht als Eventualdolus bezeichnet. 
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XVI. 

Die Erfolgshaftung. 

Für kindlichee EmpfiodeD, wie für das Empfinden der Völker 
in der Kindheit ist der Umfang des Schadens, den jemand 
durch Bein Handeln veranlaM, ein Hauptfaktor bei der Bestimmung 
der Strafe als Handlungsfolge. Je größer das angerichtete Un- 
heil, desto größer die Entrüstung, desto grö&er auch dos Straf- 
Ubel, das geheischt wird. Am stärksten zeigt sich dos in den 
Bu^ätzen der deutschen Volksrechte. Das jüngste derselben, das 
Friesenrecht aus dem 9. Jahrhundert, hatte 88 Biifiafttze fUr die 



Uißhandlungen und Körperbeschädigungen aufgestellt. Aber auch 
im heute geltenden Rechte aller Völker hat der Erfolg eine 
mächtige Bedeutung. Eine Körperverletzung, die als leichte ge- 
wollt war, eine Ohrfeige mu& als schwere behandelt werden, 
wenn die Tat unglücklich verläuft. Bei den gemeingefährlichen 
Verbrechen wird nicht selten das Höchstmaß der Tatstrafe zum 
Mindestmaß, wenn die Tat einen gewissen schweren Erfolg hat. 
Die vorsätzliche Brunnenvergiftung wird nach § 324 des deutschen ^^^-fC* 
Strafgesetzbuches mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren bestraft; wenn /_ ^ ■ '. 
aber durch die Handlung der Tod eines Menschen verursacht ' ^ 
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worden ist, so sind zehn Jahre das Mindestmaß; es kann auf 
lebenslängliches Zuchthaus erkannt werden. Ich könnte Dutzende 
von Beispielen aus der deutschen Strafgesetzgebung beibringen. 3. ~ i Tl- 
Das eine mag genügen! Auch das bayerische Strafgesetzbuch/ .,_ n 
von 1861 kannte solche Steigerung der Strafen mit Bllcksicfat . 

auf den Erfolg. Aber es machte bei der Körperverletzung die ^ ' V* ' 
Straferhöhung von der Voraussehbarkeit der Erfolgsmehrung ^y ,, £. 
abhängig. Ebenso der Schweizer Vorentwiü'f, sowie andere £nt- ^ / 
würfe und auch Gesetze. Für das deutsche Strafrecht ist im ^ -qC-^ 
Bechtsleben und in der Lehre die Meinung herrschend, daß es in^ . 
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all den Fällen, in welchen die Strafe durch den Erfolg gesteigert 
wird, auf Yoraussehbarkeit nicht ankomme. Genug, daß der 
schwere Erfolg durch eine rechtswidrige Tat verursacht wurde. 
Darnach kann eine Ohrfeige vors Schwurgericht fuhren, wenn der 
Gleohrfeigte, ohne daB der TSter es ahnte , unter dem dichten 
Haar ein Geschwür hatte, das nun aufbricht, eitert und einen 
totlichen Verlauf hat. Den ärgsten Konsequenzen sucht man 
dadurch zu entkommen, daß man hei ganz außerordentlichen 
und unvorhersehbaren Entwickelangen die Kausalität verneint; 
es liege keine Kausalität im Kecbtssinne, keine adäquate 
Kausalität vor. In den Verhandlungen der Internationalen 
KriminaÜBtiscben Vereinigung zu Strasburg (1900) suchte ich zu 
zeigen, daß die Kausalität auch in diesen Fällen nicht ver- 
neint werden könne. Die Unterscheidung von adäquater und 
nicht adäquater Kausalität trägt ein Element der Verantwort- 
lichkeitsfrage in die Kausalitätsfrage. Die herrschende Meinung 
in Deutschland, welche den Erfolg als solchen entscheiden läßt, 
dürfte dem Willen des Gesetzes entsprechen. Aber es ist eine 
Gesetzgebung, welche den Grundgedanken des modernen Straf- 
rechts verleugnet. Der Erfolg darf nur in Betracht kommen, in- j 
soweit er uns ein Strafbarkeitsmerkmal in der Person 
des Täters offenbart. ! 

Das Privatrecht mag bei der Entschädigungsfrage den Um- 
fang des Erfolges ohne Rücksicht auf die Voraussehbarkeit ent- 
scheiden lassen. 

Das Straf recht darf im Erfolg als solchen keinen Anlaß zur 
Straferhöhung finden. Der Erfolg darf im Strafrechte 
nur Beachtung fiuden, wenn er willentlich, wissent- 
lich oder fahrlässig verursacht wurde. 

In Strasburg glaubte ich noch Bestimmungen das Wort reden 
zu sollen, welche im Falle derVoranssehbarkeit des schwereren 
Schadens eine Straferhöhung vorsehen. Ich halte auch das 
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nicht mehr für nötig. Ich bin zu der Überzeugung gekominen, 
daß bei angemessener Bestimmung der Strafen für eine in be- 
stimmter Richtung unternommene Tat das Wollen und Wissen, 
sowie eine unterlaufende Fahrlässigkeit in Bezug auf einen Mehr- 
erfolg ausreichend getroffen werden können, ohne da& es nötig 
ist, die Strafmaße auf die Höhe des Erfolges abzustellen. Hin- 
sichtlich der Begründung und Durchführung dieser Meinung ver- 
weise ich diejenigen, die es interessiert, auf meine in Straßburg 
(1900) und in Bremen (1902) gehaltenen Vorträge, von denen 
der Straßburger in den Mitteilungen der Inter nationalen Krimina- 
listischen. VereinigungBd^9S^108veröffentlicht worden ist, der 
ßremer demnfichet zur Veröffentlichung gelangen wird. 



XV, 

Die Versuchsfrage. 

Mit der Erfolgsfrage hängt die Versuchsfrage zusammen. 
Während äaa römische Recht und der Code pdnal den Versuch in der 
Strafbarkeit gruli3salzlTcB"Jer Vollendung gleichstellen, bestimmen 
die mittelalterlich deutschen Rechtsquellen, insoweit sie die Ver- 
suchshandlung überhaupt als strafbar erachten, viel mildere Strafen. 
Wenn der mit Tötungsabsicht ins Wasser oder in einen Brunnen 
Qeworfene umkam, so kostete das nach Salischem Rechte 600 
Dukaten ; wenn der ins Wasser Geworfene wieder herauskroch, 
nur 100 Dukaten. Auch das Reichsstrafgesetzbuch erachtet — 
wenigstens in der Regel — den Versuch für eine geringere Schuld- 
form als das vollendete Verbrechen. Preußen 1851 hatte sich 
im Prinzipe auf den französich-römischen Standpunkt gestellt; es 
hatte aber die Wirksamkeit der Regel dadurch abgeschwächt, daß 
es keine Todes- und keine lebenslängliche Freiheitsstrafe in den 
Versuchsfilllen zuließ. Den besten Weg war Bayern (1861) ge- 
gangen. Es sprach die gleiche Strafbarkeit von Versuch und 
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Vollendung auch ^r die schwersten Fälle aua, gab aber den straf- 
bestimmenden Kichtern ein Ermä^igungsrecht für die VerBuche- 
^le. Das Ausbleiben des Erfolges kann mit einer geringeren 
Sorgfalt der Vorbereitung, mit einer Unsicherheit in der Aus- 
führung des Verbrechens zusammenhängen, welche auf einen ge- 
ringeren Grad verbrecherischer Energie hinweisen. Im Versuch 
kann sich aber auch die ganze Bosheit und Ent- 
schlossenheit des Verbrechers ändern. Deshalb ist es 
angezeigt, die volle Strafe der Tat auch beim Versuche möglich 
zu machen und nur ein Milderungsrecht zuzulassen. Auch über 
diese Frage habe ich mich ausführlich in meinem Bremer Vor- 
trage ausgesprochen. Ich möchte hier nur die Äußerungen von 
Franz von Liszt, sowie zweier ausländischer hervorragender 
Kriminalisten anführen. ,Die Beichsgesetzgebung ist ferner — 
sagt Franz von Liszt im Lehrbnch des Strafrecbt« (10. Aufl. 
1900, S. 187) — im Gegensatz zum fr&nzösisch-preui&ischen Becht 
zu der, kriminalpolitisch sehr bedenklichen, gemeinrecht- 
lichen Auffassung zurückgekehrt, nach welcher der Versuch stets 
milder zu bestrafen ist, als das vollendete Verbrechen." Der be- 
kannte italienische Kriminalist G a r o f a 1 o sagt in der französischen 
Ausgabe seiner Criminologie vom italienischen Strafgesetzbuche: 
,La loi existante est absurde lorsqu'elle frappe plus doucement la 
tentative que le d^Iit consommä." Und der Belgier Prins erklärt 
bezüglich der Theorie, welche die geringere Strafbarkeit des Ver- 
suchs verteidigt; ,Cette th^orie a contribuö ä 4nerver la re- 

pression II est m6me erron^ de croire que la conscience 

populaire distingue toujours entre la tentative et la consommation." 
Ich führe die letzte Äußerung besonders deshalb an, weil die 
juristischen Anhänger der geringeren Strafbarkeit des Versuches 
sich häufig auf die Volksempfindung berufen, die bei dem Ver- 
suche nicht so heftig sich geltend mache, wie bei der Vollendung. 
Ich habe wiederholt die gegenteilige Erfahrung gemacht. Man 
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begreift es nicht, daß die Kunst der Ärzte einen Attentäter vor 
dem Schafotte retten kann, indem sie das Opfer des Attentates 
am Leben erhält. 



XVI. 

Die Teilnahme. 

Mit der Erfolgsfrage steht weiter in einem gewissen Zu- 
sammenhange die Behandlung der Teilnehmer an einem Ver- 
brechen. Mittäter und Anatifter werden im deutschen Strafrechte 
nach dem nämlichen Gesetze wie der Älleintäter bestraft Der 
Gehilfe ist grundsätzlich milder zu bestrafen als der Täter; und 
zwar soll bei der Hilfeleistung grundsätzlich die nämliche Straf- 
milderung gegenflber der Bestrafung der Täterschaft eintreten, 
wie sie bei dem Versuche gegenüber der Vollendung Platz greift. 
In vielen Fällen macht die Unterscheidung von Mittäterschaft und 
Hilfeleistung keine Schwierigkeit; aber es gibt Qrenzfälle, bei 
denen die Unterscheidung nicht durch ein logisches Urteil, sondern 
nur auf Grund einer Quantitätsempfindung gemacht werden kann. 
Je nachdem man mehr Gewicht auf den äußern Anteil bei der 
VerUbung eines Verbrechens oder auf das Interesse an der Ver- 
Qbung legt, wird man den Teilnehmer als Gehilfen oder Mittäter 
behandeln. Und je nachdem man das eine oder andere bei einem 
Morde annimmt, ist 3—15 Jahre Zuchthaus die Strafe, oder Todes- 
strafe. Es wird nie gelingen, Merkmale aufzustellen, welche in 
begrifflicher Allgemeinheit die Hilfeleistung während der Aus- 
führung der Tat von der Mittäterschaft trennen. Schon deshalb 
empfiehlt sich die grundsätzliche Differenzierung von Hilfeleistung 
und Mittäterschaft in der Strafe nicht, wie sie unser Straf- 
gesetzbuch vorschreibt. Sie empfiehlt sich aber auch deshalb 
nicht, weil der, der die Rolle des Helfers übernommen hat, der 
Hauptinteressierte und der Strafbedtirftigste von allen Beteiligten 
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sein kann. Das Reichsgericht hat sich schon für das geltende 
Recht auf den Standpunkt gestellt, daß das Interesse an dem Er- 
folge der Tat in die Wagschale falle, es komme darauf an, ob 
der Beteiligte die Tat als eigene wollte, oder ob er nur fremde 
Tat unterstfitzen wollte. „Die Tätigkeit kann bei der Mittäter- 
schaft wie bei der Beihilfe ancb in einer Handlung besteben, 
welche die Straftat vorbereitet."*) Ich besorge, daß diese 
praktisch sehr verständige Meinung im Gesetze keinen Halt hat. 
Aber eine Ausgestaltung des Gesetzes, welche die Meinung halt- 
bar macht, möchte ich dringend empfehlen. Auch in dieser Frage 
ist nach meinem Erachten die Behandlung, die ihr das rfimisctae 
und französische Recht zuteil werden ließen, der deutschrecht- 
lichen vorzuziehen. „Lee complices d'un crime ou d'un A6\it 
seront pnnis de la mfime peine que les auteurs mämes de ce crime 
ou de ce d^it." Auch hier erachte ich die Beatimmungen des 
bayerischen Strafgesetzbuches von 1861 fUr die besten, welche 
dem Prinzip des ft-anzösiechen Rechtes folgten, aber in Fällen, die 
nur als Hilfeleistung erachtet werden, eine Strafmilderung zuließen. 
Die Frage gehört als Frage des geltenden Rechts wie als legis- 
latorische Frage zu den bestrittensten. Die Internationale Krimi- 
nalistische Vereinigung will sich im nächsten Jahre in Dresden 
damit beschäftigen. Jedenfalls bedarf die Frage sorgfältiger Er- 
legung bei der Vorbereitung des deutschen Gesetzbuchs. 



XVII. 

Die Strafen im allgemeinea Todesstrafe. Körper- 
liche Züchtigung. 

Einer gründlichen Revision im Gesetze wird die Strafein- 
ricbtung zu unterziehen sein. Es wird sich mehr um Revision 

*) EntocheidDogen in Stiafuchen Bd. 9 8. TT. 
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im Gesetze, als im wirklichen Strafvollzuge handeln. Dieser, 
das beste Stück der gegenwärtigen Strafrechtspäege, ist schon viel- 
fach die Wege gegangen, welche das Gesetz zu betreten haben wird. 

Es wird vor allem Vereinfachung nötig sein. Unser Straf- 
gesetzbuch leidet zwar nicht an einer solchen Hypertrophie der 
Strafen, wie z. B. die spanische Gesetzgebung oder das chilenische 
Strafgesetzbuch von 1874. Aber wir haben doch noch zu viel 
Strafen im Gesetz und noch zu viel Strafenarithmetik. Wer viele 
Strafanstalten und Gefängnisse mit offenem Auge besichtigt und 
ein offenes Ohr gehabt hat fQr die Mitteilungen, die ihm über 
den Strafvollzug gemacht wurden, der erinnert sich mit Erstaunen 
des § 21 des Strafgesetzbuches, der ihn versichert, daß 8 Monate 
Zuchthaus gleich 12 Monaten Oeföngnis erachtet werden. Ohne 
Schaden kann die Stralrechtspflege auf solche Rechenexempel ver- 
zichten ! 

Die Frage der Todesstrafe mSchte ich nicht erörtern. 
Seitdem ich juristisch zu denken gelehrt wurde, bin ich ein Gegner 
derselben, soweit es sich um den Strafschutz bei den Völkern 
der europäischen Kultur in friedlichen, normalen Verhältnissen 
handelt.*) Der berufliche Verkehr mit einem zum Tode Ver- 
urteilten am Tage vor der Hinrichtung und die, meinem Abscheu 
abgerungene, Anwesenheit bei der Hinrichtung eines andern Ver- 
urteilten, einen Meter von dem Sacke entfernt, in den der Kopf 
des Gerichteten fiel, haben mein Urteil über die Verwerflichkeit 
des Strafmittels bestärkt. Aber ich bin doch Realpolitiker genug, 
um zu urteilen, d&& die Abschaffung der Todesstrafe in Deutsch- 
land, welche 1870 eine große Majoritätim norddeutschen Reichs- 
tage fand, häutigen Tages mit überwältigender Majorität im 



*) Fflr den Krieg lor AnfrechUisltang der MsnnszDcht, fDr Zeiten des Äuf- 
rnhis zur Hervorbringnng von Augenblicks Wirkungen, sowie den schw&rzen, braunen 
und gelben „Luidtileuten" gegenflber werden wir die Todesstrftfe nicht entbehren 
ktanen 
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deutschen Reichatage abgelehnt werden wflrde, vorausgesetzt, 
daß eine überwältigende Zahl von Reichstagsabgeordneten Über- 
haupt anwesend wäre. Die Todesstrafe wird abgeschafft 
werden, das ist mir außer Zweifel. Ob die Todesstrafe im 
2 0. Jahrhundert abgeschafft wird , darüber wage ich keine 
Voraussage. Ich werde die Abschaffung nicht mehr erleben, 
darum verliere ich kein Wort darüber. Aber die ausschließ- 
liche Androhung derselben möchte ich bekämpfen. Die Schuld 
des Verbrechers und die StrafwUrdigkeit desselben können doch 
bei den schwersten Verbrechen so verschieden sein, daß man die 
Gerichte nicht nötigen sollte, bei Gegebenseiu der im Gesetze 
vorgesehenen Merkmale eines Verbrechens unbedingt auf Todes- 
strafe zu erkennen. Man müßte die Gerichte in die Lage ver- 
setzen, auch bei dem Morde nach dem Vorgange z. B. des schwe- 
dischen Strafgesetzbuches auf Todesstrafe oder lehens- 
längliche Freiheitsstrafe zu erkennen. Bei der Stimmung, 
die beutigen Tages für die Todesstrafe vorhanden ist, brauchten 
die Träger des Begnadigungsrechts nicht zu besorgen, daß dieses 
Recht durch die Gerichte gegenstandslos gemacht werden würde. 
Auch über die körperliche Züchtigung will ich keine 
Erörterung bringen. Ich habe meine Ablehnung derselben bei 
verschiedenen Gelegenheiten ausgesprochen. Nach der Erklärung, 
die im vergangenen Jahre durch ein Mitglied des Bundesrates im 
deutschen Reichstage abgegeben wurde, hat weder der Reichs- 
kanzler noch eine dar Bundesregierungen die Anregung dazu ge- 
geben, das Strafensystem des Strafgesetzbuchs durch Einführung 
der Prügelstrafe zu ergänzen. Jede Minute, die auf die Erörterung 
der Frage verwendet würde, wäre Zeitverschwendnng. Es kann 
sich nur um die Frage handeln , ob die Anwendung der körper- 
lichen Züchtigung in den Zuchthäusern als Disziplinarmittel 
gegenüber der reichsrechtlichen Ablehnung ein zulässiges Mittel 
und bejahenden Falles, ob sie ein angemessenes Mittel sei. Ich 
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verneiDe auch diese Fragen. Ich halte die kOrporliclie Zachtigung 
schon nach dem bestehenden Rechte fUr ein unzulässiges Dis- 
ziplinarmittel und ich bin der Ansicht, da& es noch andere Mittel 
gibt, um den Trotz eines Sträflings zu brechen, Mittel, die nicht 
zugleich auf die ÖemiltsbeschatFenheit des Yolls treck enden und 
derer, die bei der PrUgelszene zugegen sind, einen verhängnis- 
vollen Einfluß Oben. 

Daß es solche Mittel gibt, davon habe ich mich erst jüngst 
wieder in der Dunkelzelle des Zuchthauses zu Oslebshausen 
(Bremen) fiberzeugt, welche die Unverschämtheit eines zu lebens- 
länglichem Zuchthaus begnadigten MOrders gebrochen hatte. Acht 
Tage Dunkelarrest, ein Steinlager, ein Eop^olater von Stein, 
nichts als Wasser und Brot, das wirkt reichlich wie Prügel und 
treibt nicht den letzten Funken von Ehrgefühl aus dem Menschen 
heraus, wie das durch das Prügeln bewirkt wird. 

Daß ich nicht aus Sentimentalität gegen die Prügelstrafe 
bin, das habe ich durch den mehrmals gemachten Vorschlag be- 
kundet, den Gerichten bei Klagen wegen Körperverletzung die 
Freisprechung zu erlauben, wenn es sich zeigt, daä die angeklagte 
Körperverletzung eine auf der Stelle angebrachte und Maß haltende 
Züchtigung itlr eine Roheit oder Unäätigkeit war, 

«Hat Jemand einen andern wegen einer von diesem be- 
gangenen Boheit oder Unflätigkeit auf der Stelle angemessen ge- 
züchtigt, so kann das Gericht den ZUchtiger von der Anklage 
wegen Mißhandlung freisprechen." 

Daß in den Anstalten , in welchen sich die verwahrloste 
Jugend befindet , nicht jeder Streich, nicht jede Maulschelle als 
Körperverletzung im Amte behandelt werden soll und der Staats- 
anwaltschaft zu denunzieren ist, versteht sich' von selbst. Dagegen 
würde ich auch in den Jugendanstalten eine nicht sofort auf der 
Stelle nach einer Roheit, Gemeinheit, ITnflätigkeit vollzogene 
Züchtigung fUr bedenklich halten. 
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xvm. 
Bodenkolturarbeiten. Deportation. 

Die Hauptetrafe des 20. Jahrhunderts muS wie die des 19. 
die Freiheitsstrafe sein. Sie lä£t sich am meisten den zu über- 
windenden Beschaffenheiten der Verbrecher anpassen. 

In die ErSrterung der Deportationsfrage möchte ich nicht 
eintreten. Solche Erörterung hätte, soweit ich die Yerhältniese 
kenne, nur einen akademischen Wert. Surrogate erreichen 
häufig nicht den Wert der surrogierten Sache. Mich bedünkt, 
da& in der Deportationsfrage das Umgekehrte der Fall ist. Es 
war ein glücklicher Gedanke der obersten Geföngnisleitung im 
preuiischen Ministerium des Innern, die Arbeitskraft von Straf- 
gefangenen fUrBodenkulturarbeiten nutzbar zu machen. ,Zu land- 
wirtschaftlichen Kulturarbeiten, fUr Staats- und Eommunalver- 
waltungen, sowie fllr Private können Zuchthausgefangene ver- 
wendet werden, wenn dieselben mindestens ein Jahr ihrer Strafe 
verbüßt, sich gut geführt haben und der Strafrest nicht mehr 
als ein Jahr, ausnahmsweise 2 Jahre beträgt ; Gefängnisgefangene 
mit ihrer Zustimmung (StGB. § 16 A.bs. 3), wenn sie 6 Monate, 
ausnahmsweise 8 Monate, ihrer Strafe verbüßt, sich gut ge- 
führt haben, und wenn der Strafrest nicht mehr als 2 Jahre 
beträgt 

Um eine Schädigung der freien Arbeiter zu verhindern, darf 
diese Verwendung von Gefangenen nur stattfinden, wenn die Ar> 
beiten unterbleiben würden , weil freie Arbeiter nicht dafür zu 
haben sind, oder die hohen Löhne der freien Arbeiter die Anlage 
unrentabel machen, tlnter den gleichen Yorausseteungen können 

nach dem Erlaß vom 30. Juni 1900 ( ) Gefangene auch 

zu landwirtschaftlichen Arbeiten eingestellt werden." 

Zu landwirtschaftlichen Kultur-, wie zu landwirtschaftlichen 
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Arbeiten wurden im Jahre 1901 etwa 2300 Gefangene verwendet. 
An 33 Stellen in elf Provinzen wurden die Arbeiten ausgeführt. 
.Die Gefangenen haben sich willig, flei^g und anstellig gezeigt; 
ihre Leistungen stehen hinter denen freier Arbeiter nur bei Beginn 
der Arbeit zurück , kommen ihnen aber später gleich. Die Auf- 
rechthaltung der Disziplin hat keine Schwierigkeiten gemacht. 
Fluchtversuche sind nur ganz vereinzelt vorgekommen. Der Herr 
Minister ßlr Landwirtschaft, Domänen und Forsten fSrdert diese 
Bestrebungen nach M&glicbkeit. Für die Militärverwaltung wurden 
Gefangene mit Einebnung der Festungswerke von Eendshurg be- 
schäftigt." *) 

Wenn ich recht unterrichtet bin, sind ähnliche Einrichtungen 
auch in andern Staaten, namentlich in Bayern im Donaumoose 
getroffen worden. Die Arbeiten an der Sieg (Geradlegung und 
Tieferlegung der Sieg zur Verhütung der häufigen Überschwem- 
mungen) kenne ich aus eigener Anschauung. 

Das Unternehmen hat sich bis jetzt gut bewährt. Yiele 
Hunderte von Quadratkilometern Heide-, Moor- und Sumpflands sind 
in Deutschland vorhanden , die durch Kulturarbeiten produktiv 
gemacht werden können. Das bedeutet, wenn es gelingt, die 
Vermehrung der Emährungsbedingungen im Reiche. Gegenüber 
der in ihren Wirkungen problematischen Deportation ersparen wir 
bei den Sträflingskulturarbeiten im Innern Deutschlands die sehr 
erheblichen Transportkosten, wir ersparen die Kosten fUr den Bau 
von Geföngnissen in den Kolonien, sowie die Kosten für Bewachung, 
Aufsicht und Oberaufsicht. Und gelingt es, wozu Aussicht vor- 
handen, mittelst der Sträflingsarbeit Land zu erobern, das außer- 
dem unbrauchbar bliebe, so dürfen wir hoffen, manchen für die 
Arbeit wieder zu gewinnen und damit erträglich oder vielleicht 

*) Ans der Statistik der Eam Ressort des EOnigl. Prenfi. Ministeriama des 
Innern gehCrenden StraAmstalten und Geftagnisse . . . f Or das EUt^jahr 1900. 
Berlin 1902. 3. XTU. 
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sogar brauchbar zu machen, den wir schon aufgegeben hatten. 
Jeder Mensch aber, der durch die Strafe brauchbar ge- 
macht wird, bedeutet einen Triumph der Strafe! Ich 
meine, wir sollten mit unsern Sträflingen einstweilen 
noch im Lande bleiben! Das schließt nicht aus, daß wir dem 
einen und andern die Auswanderung erleichtern, wenn die Straf- 
zeit abgelaufen ist! 

XIX. 

Die Arten der Freiheitsstrafen. 

Das Strafgesetzbuch muß Bestimmungen treffen über den 
Grundton der Freiheitsstrafen, der in den Arten der Strafen 
zum Ausdruck kommen soll. Ferner über die Grenzen des Zwanges, 
bis zu welchen bei der Vollstreckung gegangen werden darf. 

Im Gegensatze zu der Mehrzahl der geltenden Strafgesetz- 
bücher, namentlich zu den bei romanischen Völkern bestehenden 
Strafensystemen, und in Übereinstimmung mit mehreren neuen 
Entwürfen halte ich Einfachheit im Gesetze mit der Voll- 
macht der Unterscheidung und Anpassung im Straf- 
vollzüge für das anzustrebende Ziel. 

Ich halte drei Strafarten filr nötig: Geßlngnis, Haft, Ar- 
beitshaus. 

Das Gefängnis fllr die Roheit, Gemeinheit, UnzUcbtigkeit, 
Gewinnsucht; aber auch für die Verwahrlosten und Herunter- 
gekommenen, wenn Aussicht auf Umkehr und Besserung vor- 
handen. 

Die Haft für die Leidenschaftlichkeit, Unbotmäßigkeit, Auf- 
lehnung un d Nachlässigkei t. Das Arbeitshaus für die mehr- 
fäch Rückfälligen und namentlich fiir die nach der Erfahrung 
als unverbesserlich Erscheinenden. Daneben müßten selbstver- 
ständhch Jugendgefängnisse vorhanden sein. 
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Die jetzige -Uoterscheidung von Zuchthaus und Oefäng- 
ais hat keine andere Berechtigung für sich, als äa& sie her- 
gebracht ist, und daß die Menschen ein äu&eres Kennzeiclien für 
die Unwertschätzung der Verurteilten haben wollen. Tatsächlich 
unterscheiden sich Zuchthäuser und GeßLngnisse, von untergeord- 
neten Nebendingen abgesehen, zuweilen nur dadurch, da& das 
Oeföngnis im ersten Stock, das Zuchthaus im zweiten Stock der 
Anstalt untergebracht ist. Bei der Abfassung des deutschen Straf- 
gesetzbuches bestand die Absicht, dem Zuchtbaus als solchem den 
Charakter einer fQr die Ehre nachteiligen Rechtsminderung zu 
benehmen. Die Absicht ist nicht erreicht worden. Das Volks* 
Vorurteil verbindet nun einmal mit dem Worte .Zuchtbaus* eine 
lebenslängliche Ehrenminderung. Man sage nicht, das Vorurteil 
entspreche einer richtigen Empfindung. Es ist das Wort , Zucht- 
haus", bei dem das Urteil der Menge einsetzt. Bei vielen Ver- 
brechen ist es angemessen , daß der Verurteilte noch einige Zeit 
nach der Erstehung der Freiheitsstrafe von der Wahlurne ferne 
gehalten werde. Die Berufung sehr vieler Verurteilter an den 
ßichtertisch wäre nicht bloß während fünf «der zehn Jahren 
nach Erledigung der Freiheitsstrafe, sondern auch später noch 
unangemessen. Aber die Brandmarkung fllrs ganze bürger- 
liche Leben, die mit der Verurteilung zur Zuchthausstrafe ver- 
bunden ist, widerspricht den Zwecken der Strafe. Es ziemt dem 
Gesetzgeber nicht, ein derartiges Volksvorurteil als maßgebend 
gelten zu lassen. Die öffentliche Mißbilligung, die bei vielen 
Verbrechen neben der Verurteilung zur Freiheitsstrafe noch be- 
sonders zum Ausdruck gebracht werden soll, läßt sich durch die 
zeiUiche Abminderung der Rechtsföhigkeit voUausreichend erzielen. 
Es ist ungerecht und unzweckmäßigkeit , dem Verurteilten, der 
sich später im Leben wieder bewegen soll, einen Hemmschuh fürs 
Leben anzulegen. Ich halte dafilr, daß die tatsächliche Ab- 
minderung des Unterschieds von Zuchthaus und Gefängnis, die 
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schon heute im Strafvollzüge vorhanden ist, durch Ausecheidung 
des Wortes , Zuchthaus* zum Abschlüsse gebracht werden sollte. 
Das, was jetzt mit den Zuchthäusern und Gefängnissen erreicht 
wird, kann mit den Oeföngnissen allein erreicht werden , vielleicht 
besser, jedenfalls einfacher als bis jetzt. 

Eine zweite Freiheitsstrafe, neben der auf methodische Er- 
ziehung zum Normengehorsam angelegten Qefä,ngniastrafe, halte 
ich aber ßlr unerläMich. Die Haft soll die Strafe sein, bei welcher 
gegenüber Leidenschaftlichkeit, UnbotmS£igkeit, Auflehnung, Nach- 
lässigkeit die Freiheitsentziehung als solche an erster Stelle 
zu wirken bestimmt ist. Nicht entfernt denke ich daran, mit dem 
Unterschiede von Oe^gnis und Haft die Unterscheidung von 
Vergehen und Übörtretungen in Verbindung zu' bringen. Diese 
Unterscheidung muß, wie vorher zu zeigen versucht wurde, der 
Wesensverschiedenheit im strafbaren Benehmen angepa&t werden. 

Bei zahlreichen Vergehen (Verletzungen, Angriffen, Ge- 
fährdungen) halte ich , wenn Geldstrafe nicht als ausreichend er- 
scheint, die Haft fßr das angemessene StrafUbel. Man denke an 
Beleidigung, Zweikampf, zahlreiche Fälle der Eörperverietzung, 
Widerstand gegen die Staatsgewalt und andere. Als selbstverständ- 
lich erachte ich es sodann, daß in sehr vielen Fällen, wie es jetzt 
schon vorkommt*), die Strafarten zur Wahl des Richters gestellt 
werden, Gefängnis und Haft oder auch Gefängnis, Haft und Geld- 
strafe. 

Bei den mehrfach ßückfälligen, namentlich den soge- 
nannten Unverbesserlichen , handelt es sich an erster Stelle um 
mechanische Unschädlichmachung und um Ausnützung der Ar- 
beitskraft. Ich halte das Arbeitshaus für solche Leute als den 
geeigneten Strafort. Der Versuch, einen unter tiefer Asche glim- 



*) Bei der Teiln&hme am betrflg. Bankerott eind im Falle des § 242 der 
Konkanordnung 10 Jahre Zachthana die Obergrenze der Strafe; 3 Mark Geld- 
strafe Bind die Untergrecue. 



□igitizedby Google 



- 64 - 

menden Brauchbarkeitsfallken zu beleben, mUßte selbstverstftndlicb 
auch im Arbeitshaus zur Pflicht gemacht seio, wo irgend ein 
solches Glimmen beobachtet wird. 



XX. 

Die Ausgestaltnng der Freiheitsstrafen. 

In Bezug auf die Ausgestaltung der Preiheitsatrafen wird 
das Strafgesetzbuch Zurückhaltung üben müssen. Manche sind 
vielleicht der Ansicht, daß die Neuabfassung des Strafgesetzbuches 
der erwünschte und zwingende AnlaE für die Erlassung des längst 
begehrten Strafvollzugsgesetzes sei. Auch ich war früher, 
wie viele, der Meinung, wir hätten nur zur Hälfte gemeines Straf- 
recht. Die Strafen hätten überall denselben Namen und die- 
selben Zeitgrenzen ; im übrigen seien es verschiedene Einrichtungen 
in den Bundesstaaten, in den Provinzen des nämlichen Staates, in 
den einzelnen Straforten. Das kßnne nur durch ein einheiüiches, 
fUr das Reich zu erlassendes Strafvollzugsgesetz geändert werden. 
Ich bin anderer Meinung geworden. Einmal ist in den letzten 
Dezennien auf dem Gebiete der Strafvollstreckung sehr viel ge- 
ändert, und zwar vereinheitlicht und gebessert worden. Ich denke 
dabei namentlich an die Grundsätze hinsichtlich des Strafvollzugs, 
über welche sich im Jahre 1897 die Bundesregierungen geeinigt 
haben. Die Einrichtungen, die ich im Zuchthause in der Lehrter- 
Strasse Nr. 4 zu Berlin, in Halle, in Siegburg und in Oslebshausen 
(Bremen) angetroffen, sind, soweit die Einzelhaft in Frage kommt, 
im wesentlichen die gleichen. Das ist ohne die Mitwirkung 
des Gesetzgebungsapparates gegangen. Es wird auch 
weiter ohne ihn gehen! Die gesetzliche Festlegung von Ein- 
zelheiten hinsichtlich des Strafvollzuges würde der jetzigen guten 
Entwickelung desselben hemmend in den Weg treten. Und nach 
meinem Erachten wäre es eine schwere Gefahr für das StrafvoU- 
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zugsweBeo, wenn es den in heutiger Zeit gang und gäben Kom- 
promissen der politiechen Parteien zugänglich würde. Daß mehr 
als zwanzig oberste Strafvollzagsleitungen bei der Ausgestaltung 
des Qefängniswesens beteiligt sind, ist bei weitem nicht so bedenk- 
lich und störend, als wenn die politischen Parteien mit der Frage 
befaßt würden. 

Insoweit die deutschen Finanzminister die Mittel dazu schaffen 
— drei Strafanstalten und fünf Geföngnisse, die 1871—1899 in 
Preußen neu gebaut wurden, kosteten 14 791 S48 Mk.*^) — muß die 
Einzelhaft die Grundstrafe werden. Nicht in pedantischer 
Weise ! Es gibt eine Menge von Strafgefangenen, welche die Zelle 
nicht vertragen, und es gibt eine Menge, für welche die Zelle zu 
teuer ist. Dahin würden namelilllCh diu »UmtFclien'ArlieitshauB- 



gefangenen gehören. Bei diesen und bei denen, die gesundheitlich 
nicht in der Einsamkeit gehalten werden dürfen, ist nur die Schlaf- 
zelle in Anwendung zu bringen. Dagegen ist dje Wohn- nnd 
Arbeitszelle, mindestens fUr den ersten und größeren Teil der 
Strafe, als der regelmäßige Vollzugsort für die Gefangenen und 
Haftgefangenen in Aussicht zu nehmen. In der Zelle, nicht in der 
Gemeinschaftshaft, kann der Versuch gemacht werden, den Ver- 
stockten zur Erkenntnis und Einsicht seiner selbst und vielleicht 
zur Umkehr zu bringen. Die berühmte Inschrift des Apollo- 
tempels in Delphi : Erkenne dich selbst ! fand ich im Innern jeder 
Zelle, die ich besuchte, mit großen Buchstaben angebracht. Und 
es ist in der Tat die erste Aufgabe der Strafe, die Selbsterkenntnis 
anzubahnen und zu bringen. 

Die Strafvollstreckung muß aber auch in der Lage sein, die 
geeignet scheinenden Gefangenen für einen Teil des Strafvollzuges in 
die Gemeinschaf ts-Innen- und Außenarbeit zu bringen. Ich glaube 
sogar, daß der Versuch gelingen würde, nach Anleitung des 

*J Statiatik der tarn Ressort des Kgl. Pren£. Min. des Ina«m gehOrendeD 
StrafanstAlten a, Gef. für des 1. April 1898/99. Berlin 1900 S. XXV. 

SeiitfeTt, Dr. Ucrmuii, Ein neu» BlnTgeKlibiuh. 5 
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irischen oder Progressivsystems zuverlässige Sti^linge — das 
Bind nicht bloS, und es sind nicht alle, die wegen Totschlag, Körper- 
Verletzung, Widerstand gegen die Obrigkeit oder dergl. verurteilt 
sind — vor der vorläufigen Entlassung zur unbeaufsichtigten Arbeit 
auf Tageszeit oder auch auf eine Arbeitswoche aus dem Gefäng- 
nisse fortzuschicken. 

Die vorläufige Entlassung würde ich in der Hauptsache 
80 fUr das neue Gesetzbuch vorschlagen, wie sie jetzt ausgestaltet 
ist. Ich möchte jedoch die Anwendbarkeit derselben erweitem. 
Und ich möchte die erforderlich werdenden Entscheidungen Oe- 
fUngniskommissionen Übertragen. Deren Einsetzung wird eine 
bei der Abfassung des neuen Strafgesetzbuches zu erwägende 
Frage sein. 

In einigen Gesetzesparagraphen habe ich meine Gedanken 
über die Ausgestaltung der Freiheitsstrafen zusammengefaßt. 

Freiheitsstrafen. 

8 1- 

Auf lebenslängliches Gefängnis darf nur erkannt werden, 
wenn das Gesetz dies ausdrücklich bestimmt. 

Das Höchstmag der zeitlichen Gefängnisstrafe ist 15 Jahre, 
das Mindestmaß eine Woche. 

8 2- 

Die Gefangenen sind angemessen zu beschäftigen. 

Sie dürfen auch außerhalb des Geföngnisses beschäftigt werden ; 
Gefangene jedoch, die in der Rechtsfähigkeit nicht beschränkt sind^ 
nur mit ihrer Ziustimmung. ' 
~- §3. 

Das Höchstmag der Haft ist 15 Jahre, das Mindestmaß 
ein Tag. 

Die Haftgefangenen sind auf eine ihren bisherigen Lebens- 
verhältnissen entsprechende Art angemessen zu beschäftigen. 
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Au&erhalb der Haftanstalt dflrfen sie nur mit ihrer Zu- 
stimmung beschä^gt werden. 

§*. 

Gef&ngnia- nnd Haftstrafen dürfen ganz oder teilweise in 
Einzelhaft vollzogen werden. 

Die Anwendung der Einzelhaft richtet sich nach den hier- 
über ergangenen allgemeinen Verordnungen. 
§6. 

Bei Qeffingnis- und Haftstrafen kann nach Ablauf von sechs 
Monaten, wenn wenigstens zwei Dritteile der Strafe erstanden 
sind, die vorläufige Entlassung eintreten. 

Die vorläufige Entlassung setzt gute Führung während der 
bisherigen Strafzeit voraus. Sie kann auf Antrag der Anstalts- 
leitung von der ZentralgeßLngniskommiasion bewilligt werden. 
§ 6- 

Bei schlechter Führung kann die vorläufige Entlassung vrider- 
rufen werden. Der Widerruf ist zulässig, solange die Strafzeit 
nicht abgelaufen ist. Es genttgt, wenn der Entlassene vor dem 
Ablaufe der Strafzeit zur Torbereitung der Stratfortsetzung fest- 
genommen wird. 

§ 7. 

Der Widerruf wird von der Zentralgeftogniskommission aus- 
gesprochen. 

Im Falle Widerrufs ist der noch nicht erstandene Teil der 
Strafe zu erstehen. 

§ 8. 

Ist während der Stra&eit weder ein Widerruf noch eine Fest- 
nahme zur Vorbereitung des Widerrufs erfolgt, so gilt die Strafe 
als erledigt. 

§9. 

Das Höchstmaß der Arbeitshausstrafe ist fünfzehn Jahre, das 
Mindestmaß sechs Monate. 
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Die Arbeitsliausgefangeiien sind zu beschäftigen. Sie dürfen 
außerhalb des Arbeitshauses beschäftigt werdeu. 
§ 10. 

Strafen, die nach Jahren, Monaten oder Wochen berechnet 
sind, endigen an dem Jahres-, Monate- oder Wochentage, welcher 
dem Anfangslage entspricht, morgens 8 Uhr. Der Anstaltsleiter ist 
befugt, den StHlfling auch in einer früheren Morgenstunde zu entlassen. 

Strafen, die nach Tagen berechnet sind, endigen zu der dem 
An&nge entsprechenden Stunde. 



Die Nachbehandlung. 

Mit der augemessenen Ausgestaltung der Freiheitsstrafen 
darf die öffentliche Behandlung der Verbrecher noch nicht zu 
Ende sein. Bei vielen in der Freiheitsstrafe Gewesenen handelt 
es sich, wenn Rückfall verhütet werden soll, um eine Wieder- 
einfohrang in die Oesellschaft. Das kann der Staat 
nicht selbst besorgen. Wenn die Polizeibeamten iminteresse 
der Öffentlichen Sicherheit den Strafentlassenen zu viel beobachten 
und behelligen (Polizeiaufeicht), so erschweren sie sein Fortkommen. 
Ungeschickte Handhabung der Polizeiaufsicht befördert 
den Rückfall. Die Fürsorge für die Strafentlassenen ist 
Aufgabe der Gesellschaft. In den Oeßlngnisgesellschaften, 
in den Vereinen für Arbeiterkolonien, in den Fürsorgevereinen und 
zahlreichen anderen Oenossenschaften wird die Erfüllung dieser 
Aufgabe jetzt schon angestrebt. Segensreiche Ergebnisse, wenn 
auch in bescheidenem Umfange sind zu verzeichnen. Weitere 
Entwickelung ist nStig und zu erwarten. Der Staat muß sich 
darauf beschränken, diesen Bestrebungen die Wege zu ebnen. Er 
soll aber nicht selbst eingreifen. Das Strafgesetzbuch hat mit der 
Fürsorge für die Strafentlassenen nichts zu tun. 
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xxn. 
Bedingte Vemrteilimg und bedingte Begnadigung, 

Bei der Abfassung des Strafgesetzbuches wird die Frage der 
bedingten Yerurteiluog und die Frage der bedingten Be- 
gnadigung zu erwägen sein. Fs sind eisfache und nahe liegende 
Gedanken, welche beiden Einrichtungen zu Grunde liegen. 

Not, Leidenschaftlichkeit, Leichtsinn, Nachlässigkeit fahren 
sehr häufig einen Menschen auf die Anklagebank, der bisher ein 
brauchbares, ja zuweilen ein tüchtiges Element in der mensch- 
lichen Gesellschaft gewesen ist. Ein Vorhalt, eine nacbdrückUche 
VerwarDung, namentlich ein Hinweis auf die Strafe, die nun znr 
Anwendung kommen konnte, in Verbindung mit der Androhung, 
da£ es, wenn wieder etwas vorkommt, doppelte Strafe gibt, die 
alte und die neue, — das alles zusammengenommen wirkt nicht 
bloß in der Einderstube günstig, Bondem auch bei Erwachsenen. 
Die Uenschen lassen es sich gesagt sein; und indem sie sich in 
acht nehmen, um nicht doppelte Strafe zu bekommen, gewöhnen 
sich die Uenschen an Gehorsam und Aufmerksamkeit. Ohne 
Strafe wird erreicht, was mit der Strafe nicht besser erreicht 
werden konnte. Ein vielseitiger Gewinn, besonders wenn Freiheits- 
strafe in Frage stand! Der Fehlende wird seinem Berufe, seiner 
Arbeit und seinem Verdienste nicht entzogen ; er verliert nament- 
lich die Arbeitsgelegenheit nicht. Der Familie wird der Ernährer 
nicht entzogen ; das ist wirtschaftspolitisch von großer Bedeutung. 
Der Fehlende kömmt nicht in die Gefilngnisluft, die überall schlecht 
und leicht ansteckend wirkt, wo nicht verständige Einzelhaft zur 
Anwedung gelangt, und der Fehlende gehört nicht, was sehr in 
die Wagschale fällt, zu den „eingesperrt Gewesenen". Nicht ohne 
Bedeutung ist schließlich die Ersparnis, welche die Staaten machen, 
wenn nicht gleich beim ersten Fehler stets eine Freiheitsstrafe 
zum Vollzuge gelangt. 
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Der Gedanke, welcher der bediogten Verurteilung und Be- 
gnadigung gemeinBam zu Grunde liegt, drftngt aich den Menschen 
so unmittelbar auf, daß es zu verwundern wäre, wenn er nicht 
schon früher in Anwendung gebracht worden wäre. Die Rechts- 
geschichte \SM ersehen, daß dies der Fall war. Es war nur keine 
gesetzlich besonders geordnete Einrichtung. 

Eine gesetzliche planmäßige Regelung fand der Gedanke 
zuerst in Massachusetts in den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika (1869—1891). Ein englisches Gesetz vom Jahre 1887 
(Probation of first ofFenders Act) bat den Gedanken aufgegriffen. 
Nach diesen Gesetzen darf das Gericht unter gewissen Voraus- 
setzungen die Urteilsfällung vertagen und im Falle der guten 
Fuhrung des Entlassenen vom Urteil ganz absehen. 

Nach dem belgischen Gesetz vom 31. Mai 1888 sind die 
Gerichte ermächtigt, in gewissen Fällen die Aussetzung der Voll- 
streckung einer erkannten Strafe anzuordnen. Es muß also 
sofort geurteilt werden. Aber die Verurteilung gilt als nicht er- 
folgt (non avenue), wenn der Verurteilte in der ihm gesetzten 
Frist (BewährungafriBt) sieb gut geführt hat. Die Verurteilung 
ist unter einer Bedingung erfolgt, daher condamnation conditionelle, 
bedingte Verurteilung. Frankreich hat die bedingte Verurteilung 
im Jahre 1891 eingeführt. Sie besteht in Portugal, Luxem- 
burg, Genf, Waadt und Norwegen, im einzelnen verschieden 
ausgestaltet. Auch zahlreiche neuere Entwürfe teils von Spezial- 
gesetzen, teils von Strafgesetzbüchern planen die Einrichtung. 
(Norwegen, Österreich, Ungarn, Italien, Schweiz, Niederlande.) 

Die internationale kriminalistische Vereinigung hat, wie nach 
ihrem Programme nicht anders zu erwarten war, sich für die 
Einrichtung ausgesprochen. Auch der deutsche Juristentag hat 
im Jahre 1891 zu Cöln die bedingte Verurteilung empfohlen, ob- 
gleich es an lebhafter Gegnerschaft nicht fehlte; elf von den 
dreizehn preußischen Oberlandesgerichten hatten sich dagegen 
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ausgesprochen ! Die Stimmung in den maßgebenden Juristen- 
kreiaen war der bedingten Verurteilung nicht günstig. Die Lehren 
Kants und Hegels von der Notwendigkeit der Vergeltung be- 
herrschten noch den größeren Teil der deutschen Juristenwelt, 
und mit der Vergeltungslehre verträgt sich die bedingte Ver- 
urteilung nicht. Das hat erst im vorigen Jahre wieder Birk- 
meyer in dem erwähnten Vortrage zutreffend ausgesprochen. 
Trotzdem wagte ich in CSln bei einer kurzen Verteidigung der 
bedingten Verurteilung die Schlußworte: «Wehren Sie sich so viel 
Sie wollen gegen die bedingte Verurteilung; sie kommt doch." 

Und sie ist gekommen, wenn auch unter dem Namen: ,be- 
dingte Begnadigung", und im einzelnen anders ausgestaltet, 
als in Belgien und in Frankreich. Den Kern der Einrichtung 
haben wir, und ich glaube nicht zu optimistisch zu urteilen, wenn 
ich sage: Der Kern ist gut aufgegangen. 

In den Jahren 1895 bis 1897 haben zwanzig von den sechs- 
undzwanzig deutschen Staaten*) — darunter auch Elsaß-Loth- 
ringen — die bedingte Begnadigung eingeführt. Die Vor- 
schriften gehen von der Erwägung aus, daß .es unter Umständen, 
namentlich gegenüber einem noch nicht bestraften 
Verurteilten dem Zwecke der Strafe besser entspricht, 
wenn auf deren Vollzug Unter der Bedingung verzich- 
tet wird, daß der Verurteilte sich während einer ihm 
bewilligten Probezeit gut geführt hat.**) Der Zweck der 
Strafe , von dem hier die Rede ist, dürfte nicht allzuweit von 
dem entfernt sein, zu dem ich mich bekenne. 



') Äla stftndige Einrichtung besteht die bedingt« BegnatUgang nicht in 
S&chBen-Weimsr, Uecklsoborg-Strelitz, Brannachweig, Sachsen- Altenburg, Reu£ fi.L. 
ond Beu& j. L. FaUweise kommt sie ancb in diesen Staat«ti znr Anwendung. 

**) Ans der „Znaammensteilnng, betreffend die Anwendung der in den 
Bondesstaaten für die bedingte Begnadigung geltenden Vorschriften bis Ende 1901." 
Vom Reicbakanzler dem Deutschen Reichstag mit Schreiben vom 13. Februar 1902 
vorgel^ Aktenstncke des ReichatagB Nr.485, lO.Leg.Per. U.Sess. 1900/1902 S.6. 
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Die YorBchriften haben sich auf den Standpunkt gestellt, 
daß Aufschub und Erlaß der Strafe Sache der Erwftgung in der 
Vollstreckungsinstanz und der Begnadigung sei. Obgleich ich in 
diesem Punkte anderer Meinung bin, habe ich doch die Einführung 
der bedingten Begnadigung lebhaft begrüßt. Und was ich 
Aber die Handhabung vernehme, erhöht meine Freude über die 
Einführung. 

Das Verfahren ist etwas kompliziert. In tabellarischer 
Form berichten nach der preußischen Verordnung die Staats- 
anwaltschaften (Ämtsgerichte) Über die Fälle, in welchen sie die 
bedingte Begnadigung für angezeigt halten. Der Justizminister 
ist ein und für allemal ermächtigt, Strafaufschub zu gewähren. 
Nach Ablauf der Bewährungsfrist findet — abermals in tabellari- 
scher Form — neuer Bericht der Vollstreckungsbehörden statt, 
worauf der Justizminister periodisch für eine Anzahl von Fällen 
gemeinschaftlich den Straferlaß bei dem Kt^nig beantragt. 

Im einzelnen weichen die deutschen Verordnungen mehrfach 
von einander ab, so namentlich hinsichtlich der Frage, ob jede 
frühere Freiheitsstrafe die bedingte Begnadigung ausschließen 
solle; hinsichtlich des HiJchstmaßes der Strafen, bei denen die 
Maßregel angeregt werden darf (3, 6 Monate und ausnahmsweise 
mehr). Zum Teil sind nur die Vollstreckungsbehörden (Staats- 
anwaltscl)aft«n , Amtsgerichte) mit der Anregung der Maßregel 
befaßt, zum Teil haben die Qerichte als solche dabei mitzuwirken. 

Auch hinsichtlich der Dauer der Bewährungsfrist gehen die 
Bestimmungen auseinander. Die Einrichtung ist zunächst fiir die 
Jugend bestimmt; tatsächlich kommt sie aber auch bei Erwach- 
senen zur Anwendung. Man hat bei der Einführung der Maß- 
regel vorzugsweise leichtere Vergehen im Auge gehabt; sie 
ist auch bei Verbrechen und Übertretungen angewendet 
worden. In Anhalt ist im Jahre 1900 sogar eine Zuehhausstrafe 
im Wege der bedingten Begnadigung erledigt worden. 
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Wenn ich recht beobachtet habe, eo iat die EinfDgung der 
bedingten Begnadigung in die Einrichtungen der deutschen Straf- 
rechtapflege nicht freudig und mit Überzeugung erfolgt, 
aber in dem gewiBsenhaften Bestreben, kein Mittel un- 
versucht zu lassen, das sich im Kampfe gegen das Ver- 
brechertum, namentlich gegen die Ruckfälligkeit 
möglicherweise bewährt. Der Versuch ist — so bedOnkt 
mich — glänzend gelungen. Bis zum 31. Dezember 1901 hat 
seit Einführung der bedingten Begnadigung in 40 853 Fällen die 
Aussetzung der Strafvollstreckung stattgefunden. Am 1. Januar 1902 
waren noch 15 549 Fälle = 380/0 uneriedigt. Von den erledigten 
25 304 FäUen sind 18 107 Fälle = 71''Jo durch Begnadipung erledi gt 
worden, 6389 Fälle = ca. SSo/o durch Einleitung der StrafvoÜ- 
streckung, und 808 Fälle = ca. 40/0 durch Tod, Flucht oder auf andere 
Weise. Also in nahezu dreiviertel der erledigten Fälle hat sich die 
Strafvollstreckung als unnötig erwiesen. Von Jahr zu Jahr mehrt sich, 
wie die Zusammenstellung fUr den Reichstag ersichtlich macht, die 
Zahl der Fälle, in welchen die bedingte Begnadigung angeregt wird. 
Man kann nicht zu viel Gebrauch machen von dem Aufechub 
der Strafvollstreckung. Man möchte die Aufforderung sn die 
deutschen Vollstreckungsorgane richten, die der französi- 
sche Justizminister in dem Berichte Über die Ergebnisse der Straf- 
rechtspäege im Jahre 1898 für die ft-anzösischen Gerichte 
geschrieben hat: ,Les tribunaux ne sauraient etre trop 
encouragäs ä faire une application de plus en plus 
fr^quente de la loi du 26. mars 1891 (das Gesetz über die 
bedingte Verurteilung), qui a cr^^ une innovation importante en 
donnant au juge le pouvoir d'user d'indulgence envers tes con- 
damn^s r^ellement dignes d'int^r^t."*). Tausende von Menschen 

*] Compte gän^ral d« l'atlimDistration de U jnatic« crimiDelle an France 
et en Algäris pendant l'uinäe 1898 pr^eent^ an Präsident de la lUpubliqne pai 
le gnrde des sceanx minietre de la justice. Paris 1901 p. XVill. 
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bewahrt man durch einen verständigen Strafaufschub und Erlaß 
vor Elend und KUckfall, und man bewahrt die Gesellschaft vor 
dem Schaden des Verbrechens. 

Die bedingte Begnadigung, soweit sie durch die Staats- 
anwaltschaften behandelt wird, hat den Vorzug der gleich- 
mäßigeren Anwendung vor der bedingten Verurteilung. Den 
Staatsanwälten kann die Norm der Behandlung gegeben werden; 
den Gerichten nicht. Aber die bedingte Verurteilung hat den 
Vorzug der größeren Einfachheit. Da es sich sodann bei dem 
bedingten Straferlaß um die Würdigung von regelmäßig wider- 
kehrenden Umständen handelt, so gehört diese Würdigung in die 
Rechtspflege- und nicht in die Begnadigungsinstanz. Erst 
wenn man sich entschlossen hat, die bedingte Be- 
gnadigung durch die bedingte Verurteilung zu er- 
setzen, kann man die Einrichtung reichsrechtlich 
ordnen. Haßnahmen der Begnadigung gehören zu den den 
einzelnen Staaten vorbehaltenen Machtbefugnissen. Es wäre sehr 
wünschenswert, daß die Voraussetzungen einheitlich vom Reiche 
geordnet würden. 

§ I- 

Wird auf eine Gefängnis- oder Haftstrafe von nicht mehr 
als 6 Monaten erkannt, so kann das Gericht aussprechen, daß der 
Vollzug der Strafe bis auf weiteres auszusetzen sei. 
§2. 

Gegen den Ausaetzungsbeschluß steht der Staatsanwaltschaft 
die sofortige Beschwerde zu. 

Wird in der Hauptsache die Berufung ergriffen, so ist über 
die Beschwerde und über die Berufung zusammen zu verhandeln 
und zu entscheiden. Im Falle der Revision ist die Entscheidung 
über die Beschwerde bis zur Erledigung der Revision zu vertagen. 
Mit der Aufhebung des Urteils entföllt auch der Aussetzungs- 
beschluß. 
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Begeht der Verurteilte w&hrend der Bewährungsfrist aber- 
mals eine sb'afbare Handlung und wird er wegen derselben zu 
einer Freiheitsstrafe verurteilt, so hat das Gericht durch Beschluß 
anzuordnen, daß auch die ausgesetzte Strafe zu vollziehen sei, 
soferne nicht Verjährung der Strafvollstreckung eingetreten ist. 

§4- 

Kommt es nicht zur Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe 
wegen einer is der Bewährungsfrist begangenen Handlung, so hat 
das Gericht durch Beschluß die Strafe als erledigt zu erklären. 

Der Eintrag im Strafregister bleibt. 

xxm. 
Die Geldstrafen. 

Einer grundsätzlichen Reform muß die Geldstrafe unter- 
zogen werden. Sie ist, wie die Freiheitsstrafe, ein vortreffliches 
Strafmittel. Das Geld hergeben mflssen ist sehr vielen Menschen 
eine recht fatale Sache. Wenn sie erst einmal haben zahlen 
müssen, so nehmen sie sich zusammen, damit sie nicht wieder in 
den Beutel zu greifen haben. Wenn aber die Geldstrafe wirken 
soll, so wird sie in vielen Fällen den VermögensTerhältnissen des 
Schuldigen angepa&t werden mQssen. Bei anständigen und 
ernsthaften Leuten, auch wenn sie ein großes Einkommen 
haben, wirkt allerdings schon ein Taler. Aber es ist nicht der 
Geldwert, den sie nun entbehren müssen, sondern die Mißbilligung, 
der öffentliche Verweis, die in der Verurteilung zu dem Taler 
liegen und die unangenehm empfunden werden. Recht viele 
Menschen nehmen dagegen solche Mißbilligung leicht auf die 
Schulter; sie macht ihnen nur vorübergehend oder gar keinen 
Eindruck. Bei diesen muß das , bezahlen müssen* wirken, und 
das bezahlen müssen wirkt nur, wenn der Wert, der hergegeben 



□igitizedby Google 



- 76 - 

werden niufi, empfunden wird. Die Gerichte mBssen in die Lage 
versetzt werden, bei der Geldstrafe die Höhe des versteuerten 
Einkommens in Anschlag zu bringen. Das wäre namentlich fllr 
die KUckfailigkeit angezeigt, wenn dieselbe offenbart, daß die 
erste, in bescheidenen Grenzen sich haltende, Geldstrafe keinen 
Eindruck gemacht hat. und wo ein zweiter oder mehrfacher 
Rückfall Gleichgültigkeit, Rücksichtslosigkeit oder Hohn gegen 
Gesetz und obrigkeitliches Gebot offenbaren, da müßten die Ge- 
richte in die Lage gesetzt werden, selbst bloßen Übertretungen 
gegenüber recht hohe Geldstrafen auszusprechen oder mit Haft 
einzusetzen, auch wenn die Geldstrafe sicher bezahlt werden 
könnte. 

Im Uneinbringlichkeitsfalle tritt jetzt Umwandlung in eine 
Freiheitsstrafe nach einem im Gesetze bestimmten, variablen Maß- 
stäbe ein. Bei Verbrechen und Vergehen darf filr je 3, 4, 5 . . . 
bis zu 15 Mark je ein Tag Freiheitsentziehung angesetzt werden, 
bei Überb-etungen für je 1, 2, 3, 4 . . . bis zu 15 Mark je ein Tag. 
Wenn die Gerichte nicht verständig umrechnen, so könnte bei der 
leichtesten Gruppe der Straftaten dreimal so viel Freiheitsent^ 
Ziehung herauskommen, als bei den mittleren und schwersten 
Fällen! 

Ulpian wies vor 1700 Jahren den Prätor an, den Beleidiger, 
der schon Infamie war, der, wie wir sagen würden, die Ehren- 
rechte schon verloren hatte und wegen Mittellosigkeit eine Geld- 
strafe nicht bezahlen konnte, hauen zu lassen. Ich glaube, 
da& solche Strafverwandlung nach dem Geschmacke manches heute 
Lebenden sein würde. Aber die nach unserem Gesetzbuch gebotene 
Umwandlung der Geldstrafe in Freiheitsstrafe ist nicht minder 
verkehrt als das Surrogat, das Ulpian, dem Geiste seiner Zeit 
entsprechend empfahl Die Umwandlung der Geld- in Freiheits- 
strafe, wie sie das Strafgesetzbuch vorsieht, ist ein schematischer, 
schablonenhafter Strafvollzug ohne Überlegung. Wenn die 
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Familie, die Freunde das Geld nicht aufbringen, dann wird der 
Verurteilte eiDgesperrt; wenn das Geld aufgebracht wird, dann 
ist die Sache gut. Ich kann nicht ausdrücken, wie empörend ich 
das finde. Es ist selbstverständlich, daß auf die Fehlanzeige des 
VollBtreckungsbeamten hin nicht sofort von der Bestrafung Ab- 
stand genommen werden darf. Aber, wenn es mit Zahlungs- 
fristen nicht geht, so mu& der Verurteilte zu Arbeitsleistungen 
fUr Staat oder Kommune aufgefordert werden. Es wird dann 
wahrscheinlich nicht ohne Überstunden gehen. Aber die Über- 
stunden sind eben die Strafe. Wii-d durch ein mäßiges Arbeits- 
mehr die Strafe ahverdient, so kann damit auch das Selbstver- 
trauen in die Arbeitskräftigkeit gehoben und die Arbeitsgewöhnung 
gekräftigt und gesteigert werden. Beides ein Segen! Krankheit 
und häusliches Unglück mü&ten natürlich der Anla& zu weiteren 
Stundungen werden können. Wenn aber aus Faulheit oder Wider- 
spenstigkeit die geheischte Arbeit nicht geleistet wird, dann be- 
steht Veranlassung, den Faulen oder Widerspenstigen ins Ge- 
fängnis zu stecken und ihn da seine Geldstrafe abverdienen 
zu lassen. 

Der Gedanke, die Geldstrafe im UneinbringlichkeitsfaUe in 
Arbeitsleistung umzusetzen, ist kein neuer. Das Einißihrungsgesetz 
zum jetzigen Strafgesetzbuche gestattet, da£ auf dem Clebiete des 
Landesstrafrechts an Stelle der Geßlngnis- oder Geldstrafe .Forst- 
oder Gemeindearbeit' angedroht oder nachgelassen werde. Die 
Umwandlung ist in Pren&en eingerichtet und sie geht. 

Bei diesem Gedanken muß die neue Gesetzgebung einsetzen. 
Arbeit muß an Stelle von Geld treten, wo Geld nicht beschafft 
werden kann. Aus der Schwierigkeit der Einrichtung wird vielleicht 
ein Einwand gegen den Vorschlag erhoben werden. Gibt es aber 
eine neue Einrichtung, der Schwierigkeiten nicht bereitet wurden? 

Der Gedanke der bedingten Verurteilung oder Begnadigung 
läßt sich auch auf die Geldstrafe tibertragen. 
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§ 1- 
Im Falle der Verurteilung zu einer Geldstrafe kann das 
Gericht für eine von ihm zwischen zwei und fünf Jahren zu be- 
messende Frist Zahlungsausetand gewähren. 

§2. 

Kömmt es wegen einer in der Ausstandsfrist begangenen 
Handlung zu einer neuen Verurteilung, so ist, sofeme nicht Ver- 
jährung eingetreten, die Eintreibung der frUher erkannten Geld- 
strafe anzuordnen. 

Anderen Falles ist die Geldstrafe als erledigt zu erklären 
und abzuschreiben. 



XXIV. 
Die Rückfallsfrage, 

Ein bd.ses, viel besprochenes Thema ist die RUckf ausfrage. 
Im Jahre 1882 sind 82395 Vorbestrafte zur wiederholten Be- 
strafung wegen Verbrechen oder Vergehen gegen Reichsgesetze 
gekommen; im Jahre 1899: 195215, also weit mehr als das 
Doppelte. Ohne Unterbrechung hat in den 18 Jahren die RUck- 
fälligheit sich in jedem folgenden Jahre gesteigert. Die Zunahme 
der Bevölkerung steht in keinem Verhältnisse dazu. Von der 
starken Rücklälligkeit der Jugend ist schon die Rede gewesen. 
(Oben IX.) Der Zunahme der RQckfälligkeit ist das starke 
Anschwellen der Kriminalität über die Vermehrung der Bevöl- 
kerung zuzuschreiben. Die Zahl der Erstmaligen hat, wenn 
man die Bevölkerungszunahme berücksichtigt, beträchtlich ab- 
genommen, ca. 130/0 gegen 15<>/o! Man hat der Strafvollstreckung 
die Schuld der RUckfallsmehrung gegeben; etwas hat sie gewiß 
dazu beigetragen; die Gemeinachaftsgeßlngnisse begünstigen den 
Rückfall; mehr noch die Strafgesetzgebung und — ich kann das 
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Urteil nielit unterlassen — eine zu große Milde der Strafrechtss- 
pflege. 

Es wird not tun, daß die Staatsanwaltschaften nicht mehr 
genötigt werden, jeden deliktiechen Quark, der durch denunziations- 
lustiges Gesindel ihnen zugetragen wird, zu verfolgen. Das 
Legalitätsprinzip in seiner jetzigen doktrinären Starrheit (Straf- 
prozeßordnung § 152) muß aufgegeben werden. In der Gerichts- 
oder in der YollBtreckungsinstanz muß der Gedanke des bedingten 
Straferlasses (bedingte Begnadigung oder bedingte Verurteilung) 
noch mehr, als es bisher der Fall war, Anwendung finden, damit 
die erstmalig Fehlenden nicht ohne zwingenden Anlaß aus der 
Arbeit gerissen werden, die fQr sie und häufig für die Familie den 
Unterhalt brachte; — damit sie vor dem nachteiligen Einflüsse 
der Gemeinschaftshaft bewahrt bleiben, wo die Gelegenheit der 
Einzelhaft nicht gegeben; und damit sie nicht ohne zwingenden 
Grund als solche, die gesessen, in ihrem Fortkommen behindert 
werden. 

Die Ausdehnung der Einzelhaft wird der Bekämpfung des 
Rückfalls förderlich sein. Das meiste wird nicht die staatliche, 
sondern die gesellschaftliche Fürsorge für die entlassenen Straf- 
gefangenen zu verrichten haben. Wenn trotzdem Rückfall vor- 
kommt, 80 muß die Judikatur das begreifliche Mitleid Über- 
winden und von den durch das Gesetz ermöglichten Maßnahmen 
gegen den Rückfall energisch Gebrauch machen. Das Gesetz 
endlich muß die Möglichkeit gewähren, den oft mal Rück- 
fälligen und namentlich den unverbesserlich Erscheinenden 
in lange, die Gesellschaft schützende Behandlung zu nehmen. Es 
ist eine Wohltat, nicht bloß fQr die Gesellachaft, sondern auch 
für die verbrecherischen Elemente, die den Weg des gesetz- 
mäßigen Fortkommens nicht mehr finden, wenn man sie bei neuem 
Aolasse auf lange Zeit in Verwahrung nimmt und zu einiger- 
maßen nützlicher Arbeit anhält. Die „MUnchener Neuesten Nach- 
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richten" haben vor kurzem von einer 48jährigen Fr&uensperBoii 
berichtet, die mit 205 Vorstrafen vor Gericht stand, um die 
206te entgegen zu nehmen. Welchen Sinn hat da eine nach 
Wochen, selbst eine nach Monaten bemessene Strafe? Die Vor- 
schläge, welche der schweizerische Vorentwurf (Art 24, 44) ge- 
macht hat, verdienen eingehende Beachtung und Erwägung. Die 
Ausgestaltung wird vielleicht andere Wege gehen. Auch die 
Rückfallsfrage ist so oft erörtert worden, daß ich mich auf die 
vorstehenden Sätze und auf die Bemerkung beschränken möchte, 
A&& die Behandlung des Rückf^U im geltenden Strafgesetzbuche 
durchaus ungenügend ist. Nur bei einigen Vergeben und Ver- 
brechen bildet er einen Scbärfungsgrund. Durch Zulassung mildernder 
Umstände werden dann die Gerichte in die Lage gesetzt, die 
Strafe fast ganz in den Grenzen der Strafe der erstmaligen Ver- 
Ubung zu bemessen. Etwas energischer fa&t das Militärstrafgesetz- 
buch (§§ 13, 38, 31 Schlußsatz) die Sache an. Auch dieses Gesetz- 
buch bedarf in Bezug auf den Rückfall des weiteren Ausbaus. 

§ 1- 

Hat der Verurteilte schon zwei Vorstrafen im Arbeitahause 
verbQM, so kann das Gericht, wenn es abermals auf Arbeits- 
haus erkennt, aussprechen, da£ der Verurteilte nach Ablauf der 
erkannten Strafzeit noch drei Jahre im Arbeitshause verwahrt 
werden darf. (Nachhaft.) 

§ 2. 

Kommt es nach Erstehung von Nachhaft abermals zu einer 
Verurteilung zu Arbeitshausstrafe, so kann das Gericht aussprechen, 
daß der Verurteilte nach Erledigung der letzten Strafe bis zu zehn 
Jahren im Arbeitshause verwahrt werden darf. 
§3. 

Über die Verwahrung nach Ablauf der Strafe entscheidet in 
allen Fällen die Zentralgeföngniskommission. 
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XXV. 

Inlandtaten und Äoslandtaten. 

Deutschland wird an dem Qrundsatze festhalten, äs& 
alle Menschen, die im Gebiete des Reiches, in seineo Kolonien 
(Schutzgebieten) oder als Deutsche oder Schutzgenossen in den 
Eonsulai'gerichtsgebidten handeln , den deutschen Strafgesetzen 
unterworfen sind und nach denselben beurteilt werden; die Ein- 
geborenen und sonstigen Farbigen in den Kolonien, soweit sie der 
deutschen Gerichtsbarkeit unterstellt und nicht besondere Straf- 
verordnungen für sie erlassen sind. 

Bezüglich der Auslandshandlungen wird an der Regel 
der NichtVerfolgbarkeit festgehalten werden mÜBsen — am 
das was im Ausland vorgeht, mag sich das Ausland kümmern — , 
aber die Ausnahmen müssen im Vergleich zu der gegenwärtigen 
Gesetzgebung anders ausgestaltet und namentlich erweitert werden. 
Für diese Ausnahmen soll lediglich das SchutzbedOrfnis, also 
ein rein praktischer Gesichtspunkt maEgehend sein! Wenn ein 
Deutscher im Ausland etwas getan hat, was nach Aus- und 
Inlandrecht verboten und strafbar ist, so kann nach seiner Rück- 
kehr ins Inland seine Bestrafung im Interesse unserer Sicherheit 
gerade so gelegen sein, als wenn er im Inlande gehandelt hätte. 
Ebenso aber auch, wenn der Inländer oder Ausländer im Aus- 
lände Angriffe oder Geßlbrdangen in Bezug auf deutsche In- 
teressen unternommen hat; und zwar in diesem Falle ohneRück- 
sicht auf das Verhatten des Auslandsrechtes gegenüber den Taten. 
Wir werden uns das Einschreiten gegen den. unserer 
Machtsphäre erreichbaren, Täter durch gesetzliche 
Bestimmung in all den Fällen ermöglichen müssen, 
in welchen deutsche Interessen durch die Ausland- 
taten berührt werden. Ob das Reich oder ein Bundesstaat, 
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eine deutsche PersODenTereimguag oder ein einzelner, eine deutsche 
Stiftung oder Anstalt angegriffen oder verletzt wurden, in allen 
Fällen kann Veranlassung gegeben sein, dem unserer Machtsphäre 
erreichbaren Täter künftige Angriffe zu verleiden. Das verständige 
Ermessen der Staatsanwaltschaften wird trotz der Berührung 
deutscher Interessen durch die Auslandtat eines Ausländers 
ein Einschreiten vermeiden, wenn daraus Verwickelungen oder 
Schwierigkeiten in den Beziehungen zum Ausland zu besorgen 
wären. 

I>ie obersten Justizverwaltungsstellen können durch 
allgemeine Weisung an die Staatsanwaltschaflien die Entscheidung 
über das Einschreiten für solche Fälle sich selbst vorbehalten. 
Sie werden in bedenklichen Fällen nur in Übereinstimmung mit 
dem Reichskanzler den Auftrag zur Verfolgung geben. Die 
Gesetzgebung selbst kann, wie die g§ 87—91 des geltenden 
Strafgesetzbuches ersehen lassen, im einzelnen (z. B. bei Landes- 
verrat) die Anwendung einer Strafbestimmung auf Ausländer, die 
im Ausland handeln, ausschließen oder einschränken. 

Die grundsätzliche Verfolgbarkeit der Auslandtaten, durch 
welche inländische Interessen berührt werden, ist kein neuer Ge- 
danke. Das VerkQndungspatent zum bayerischen Strafgesetz- 
buche vom 16. Mai 1813 verordnete im Artikel 4: „Ausländer 

werden nach dem gegenwärtigen Strafgesetzbuche gerichtet, 

wegen der im Auslande begangenen Rechtsverletzungen hingegen 
nur alsdauD, wenn dieselben an uns selbst, an dem 
bayerischen Staate oder an einem Unserer Unter- 
tanen verübt worden sind.* 

Wird die Verfolgbarkeit von Auslandhandlungen auf die Be- 
rQhrung deutscher Interessen abgestellt und unabhängig von einer 
Tatortsbeziehung zum Gebiet des Deutschen Reichs gemacht, so 
braucht man nicht mehr zu Fiktionen einer solchen Beziehung 
seine Zuflucht zu nehmen, wozu infolge Unzulänglichkeit der 
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jetzigen Gesetzgebung die Praxis und Doktrin getrieben wurden. 
Der Gesetzgeber wird dann im Interesse der Sicherheit des 
materiellen Strafrechta wie des Strafprozeßrechts dazu schreiten 
können, durch eine einfache Bestimmung den Kontroversen und 
Streitigkeiten über den Begriff des Tatorts ein Ziel zu setzen. 

§1- 

Die Strafgesetze des Reiches finden Anwendung: 

1. auf alle im Gebiete des Reiches vorgekommenen Hand- 
lungen ; 

2. auf Handlungen in den Eonsulargenchtebezirken, insoweit 
Deutsche oder deutsche Schutzgenoasen (Konaulargerichts- 
barkeitsgesetz v. 7. April 1900 § 2 Nr. 2) als Täter, Teil- 
nehmer, Begünstiger oder Hehler beteiligt sind; 

S. auf Bandlungen in den Schutzgebieten, insoweit nicht Hand- 
lungen TOD Eingeborenen oder sonstigen Farbigen in Frage 
stehen, welche der deutschen Gerichtsbarkeit nicht unter- 
worfen sind. 

§2. 
Wegen der au&erhalh des Reichsgebietes, der Konsular- 
gerichtsbezirke und der Schutzgebietsbezirke begangenen Hand- 
lungen findet in der Regel keine Verfolgung vor deutschen Ge- 
richten statt. 

8 3. 
Die Verfolgung ist in den F&Ilen des § 2 ohne Rücksicht auf 
die In- oder Ausländereigenschaft des Täters statthaft, wenn die 
Handlung verübt ist; 

1. gegen das Reich ; 

2. gegen einen Bundesstaat; 

3. gegen eine Körperschaft, einen Verein, eine Gesellschaft, 
eine Genossenschaft oder eine sonstige Personenvereinigung, 
gegen eine Anstalt oder Stiftung, denen nach dem Rechte 
des Deutschen Reiches oder eines Bundesstaates die Rechts- 
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fähigkeit unmittelbar oder auf Grund von Verleihung oder 
Eintragung zukommt; 
4. gegen einen Deutseben oder deutschen Schutzgenoasen. 

9 4. 
Die Verfolgung ist in den F&llen des § 2 ferner statthaft: 

1. wenn die Handlung von einem Deutseben oder deutschen 
Schutzgenossen verübt, und sowohl nach dem Rechte des 
Deutschen Reiches oder eines Bundesstaates als auch nach 
dam Rechte des Tatortes strafbar ist: 

2. wenn die Handlung von einem Deutschen oder deutschen 
Schutzgenosaen in einem Gebiete begangen wurde, das keiner 
Staatsgewalt unterworfen ist*) 

3. in den im Gesetze besonders vorgesehenen Fällen. 



Verliert eia Deutscher, der im Auslande eine Handlung 
verübt hat, Aie bei deutschen Gerichten nur nach § 4 Nr. 1 oder 2 
verfolgbar ist, die Eigenschaft eines Inländers, bevor die Straf- 
klage gegen ihn erhoben ist, oder der Konsul die Einleitung des 
Strafverfahrens verfügt hat, so entßillt die Verfolgbarkeit vor 
deutschen Gerichten. 

Das Gleiche ist der Fall, wenn das Verhältnis der Schutz- 
genossenschaft vor diesem Zeitpunkte aufhört. 



Erlangt ein Ausländer, der im Auelande eine Handlung 
verübt hat, die bei deutschen Gerichten nur nach g i Nr. 1 oder 2 
verfolgbar ist, die Inländereigenschaft oder die Eigenschaft eines 
Schutzgenossen , so kann er vor deutschen Gerichten verfolgt 
werden. 



•| Vgl. KonBulargerichtobarkeitsgeBBte v. 7. April 1900 g 77 Abs. 1 a E. 
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§ ^■ 

In den Fällen des § 4 Xr. 1 und 2 ist die Verfolgung im 
Inland aosgeechlossen : 

1. wenn von eiDsm Auslandgericbte über die Handlung rechts- 
kräftig erkannt und entweder eine FreiBprechung erfolgt oder 
die ausgesprochene Strafe vollzogen ist; 

2. wenn die Strafverfolgung oder Strafvollstreckung nach dem 
Rechte des Auslands verjährt oder wenn die Strafe er- 
lassen üt; 

3. wenn der nach dem Äuslandrechte erforderliche Antrag nicht 
gestellt worden ist. 

§ 8. 
Eine Handlang ist nur da als begangen anzusehen, wo sich 
der Handelnde im Zeitpunkt des Handelns befand. 



XiVI. 

SchlQssbetrachttmg. 

Ich komme zum Schlüsse. Schon das jetzige Strafrecht stellt 
große Anforderungen an diejenigen, die es handhaben sollen. Ein 
Strafgesetzbuch, wie ich es im Sinne habe, wird noch mehr von 
den Beamten der Strafrechtspflege, besonders von den Richtern 
verlangen. Leider wird die StrafrechtepSege in manchen Kreisen 
als Jurisprudenz zweiter Ordnung betrachtet. „Bereits im Jahre 
1882 hat sich der preußische Justizminister veranlaßt gesehen, die 
Präsidenten der Oberlandesgerichte darauf aufmerksam zu machen, 
nie man den Strafkammern vielfach die weniger brauchbaren 
Elemente zuzuweisen pflege.*'*) Das Gegenteil müßte der Fall 

*) Aas der BegrOndiuig dea Entworfea zu einem Gesetze, betr. ÄDdenuigen 
und Ecgänzangen des GerichtaverfsasiuigsgesetzM und der StnfprDze&ordiiiuig. 
AktenstOcke zn den Verh. des Reichstages 9. Leg.Per. 3. Sess. 1894/95 Nr. 15, 
Stenogr. Ber. AktenstDcke Bd. I S. Tl. 
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sein! Für die Strafrechtspflege ist der beste Jurist 
gerade gut genug. Der Krimioalist muß in der Schule des 
Privatrecbts juristische Logik zu einem StUck seines Denkens ge- 
macht haben. Das sich gebunden halten durch Recbtsgrenzen 
mu& dem Eriminalisten wie dem Zivilisten zur zweiten Natur ge- 
worden sein. Aber der Kriminalist braucht noch mehr. Er muß 
als juristischer Charakter ausgebildet sein, unabhängig nicht bloß 
nach oben — das ist seit Friedrich dem Großen eine seibat- 
verständliche Sache, die kaum mehr erwähnt zu werden braucht — , 
sondern auch unabhängig nach unten, unabhängig 
nach rechts und nach links! Wir brauchen Juristen, die 
von den Verbrechen und Strafen nicht bloß in den Hörsälen oder 
bei dem Repetitor gehOrt, im Gesetzbuch, in den Kommentaren 
und den Lehrbüchern gelesen, sondern Juristen, die schon wirk- 
liche, leibhaftige Verbrecher am Straforte gesehen und be- 
obachtet haben. 

Ich halte es für uneriä&lich, daß zu der juristischen Vor- 
bereitung auch eine ernsthafte Tätigkeit im Geffingnisdienat kommt. 
Keine dilettantische, bestehend in einigen die Neugierde be- 
friedigenden Besuchen in einem Geßlngnisse! Wer als Staats- 
anwalt, Richter oder Verteidiger Verbrecher beurteilen soll, 
der muß solche kennen gelernt haben. Er muß als Hilfsbeamter 
des Strafvollzuges in Pflicht genommen werden und ernsthafte 
Dienste tun. Täglicher Verkehr mit den Gefangenen und schrift- 
licher Bericht über das Ergebnis, sowie Besprechung mit dem 
Anstaltsleiter muß stattfinden- Der Eifrige wird sich ein Journal 
anlegen, in dem er über seine Eindrücke von den Gefangenen sich 
selbst Rechenschaft gibt Ich halte es für die Rechtspflege im 
ganzen als bedenklich, daß die jungen Juristen, die noch nicht 
genug Erfahrungen haben können, als Assessoren an den 
Richtertisch berufen werden. Der junge Jurist gehört in die 
Staats- oder Rechtsanwaltschaft. Zum Richter müßte nur ge- 
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nommen werden, wer in der einen oder andern sich schon bewährt 
hat. FUr die Strafrechtepflege halte ich die Anfönger und die 
„weniger brauchbaren Elemente" fUr gleich ungeeignet. 

Wäre die BesorgniB, welche der preußische Juetizminister im 
Jahre 1882 ausgesprochen hat, dauernd begründet, würden regel- 
mäßig die Juristen zweiter Güte zur Stra&echtspflege verwendet, 
dann ließe sich mit einem Strafgesetzbuche, wie ich es im Sinne 
habe, nichts ausrichten. Dann müßte die Strafgesetzgebung wieder 
die Wege gehen, die Feuerbach am Anfang des 19. Jahr- 
hunderts im bayerischen Strafgesetzbuche von 1813 gegangen ist. 
Absolute Strafen müßten häufiger angedroht, oder Abstufungen 
von zwei zu zwei Jahren, von vier zu vier Jahren müßten gemacht 
und die Merkmale fUr die einzelnen Stufen müßten aufgestellt 
werden. In die Bahnen müßte man einlenken, in denen die noch 
heute geltende spanische Strafgesetzgebung und das chilenische 
Strafgesetzbuch mit seinen 28 verschiedenen Straf mittein sich 
bewegen. Ich habe eine gUnstigere Meinung von der deutseben 
Strafrechtspäege. Man hat oft gesagt, daß die Rechtspflege mit 
guten Kichtern bei schlechten Gesetzen besser fahre, als mit 
schlechten Richtern bei guten Gesetzen. Versuchen wir es 
doch mit den guten Richtern, Ober die wir reichlich 
verfügen und mit einem guten Gesetze! 
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